Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/4012 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. März 1969 

III/ 1 —68070 — 5257/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Niederlassungsrecht in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Richtlinie über die Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für die selb- 
ständigen Tätigkeiten des Arztes, 

eine Richtlinie über die gegenseitige Anerkennung der ärzt- 
lichen Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise, 

eine Richtlinie zur Koordinierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften für die selbständigen Tätigkeiten des 
Arztes, 

eine Richtlinie über die Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für die selb- 
ständigen Tätigkeiten des Zahnarztes, 

eine Richtlinie über die gegenseitige Anerkennung der 
zahnärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen 
Befähigungsnachweise, 

eine Richtlinie zur Koordinierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften für die selbständigen Tätigkeiten des 
Zahnarztes. 


Druck; Bonner Universitats-Budidruckerel, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 3. März 1969 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermit- 
telte Begründung beigefügt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Vorschlag einer Richtlinie 

über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen Tätig- 
keiten des Arztes 


DER RAT DDR EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absatz 2 und 3, Artikel 57 Absatz 3, Arti- 
kel 63 Absatz 2 und 3 und Artikel 66; 

gestützt auf das Allgemeie Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ^), insbesondere auf Abschnitt IV-D und An- 
lage III, Gruppe 822; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs -), insbesondere auf Abschnitt V-C; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen die Aufhe- 
bung jeder auf der Staatsangehörigkeit beruhenden 
diskriminierenden Behandlung bei der Niederlas- 
sung und im Dienstleistungsverkehr für die in der 
Gruppe 822 der UN-Nomenklatur aufgeführten 
Tätigkeiten auf dem Gebiet des Gesundheitswesens 
vor Ablauf des zweiten Jahres der dritten Stufe vor. 

Diese Gruppe umfaßt insbesondere die Tätigkei- 
ten des Arztes; auf Grund ihrer Eigenart und der 
erforderlichen Ausbildung müssen sie in besonde- 
ren Richtlinien behandelt werden. 

Diese Richtlinie erfaßt mit dem Ausdruck „Gesell- 
schaften"' in Artikel 1 lediglich Zusammenschlüsse 
von Ärzten, die die Form einer Gesellschaft im Sinne 
von Artikel 58 gewählt haben. Die Richtlinie sieht 
auf diesem Gebiet nur die Aufhebung der Beschrän- 
kungen vor. Sie läßt daher Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten unberührt, die 
ohne Ansehen der Staatsangehörigkeit die Aus- 
übung einer der unter diese Richtlinie fallenden 
Tätigkeiten durch Gesellschaften verbieten oder von 
bestimmten Bedingungen abhängig machen. 

In mehreren Mitgliedstaaten gibt es öffentlich- 
rechtliche Berufsorganisationen oder Einrichtungen 
mit Zwangsmitgliedschaft. Für die von dieser Richt- 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962 S. 36/62 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, 2 vom 
15. Januar 1962 S. 32/62 


linie begünstigten Staatsangehörigen der Mitglied- 
staaten muß deshalb die Möglichkeit des Beitritts 
zu diesen Organisationen oder Einrichtungen sicher- 
gestellt werden. Im übrigen würde im Falle einer 
Dienstleistung das Erfordernis der an eine feste 
und dauerhafte Tätigkeit im Aufnahmestaat gebun- 
denen Mitgliedschaft wegen des vorübergehenden 
Charakters der Tätigkeit zweifellos eine Behinde- 
rung für den Dienstleistungserbringer darstellen; sie 
ist daher abzulehnen. Allerdings sollte in diesem 
Fall die Einhaltung der Berufsordnung, über die diese 
öffentlich-rechtlichen Organisationen oder Einrich- 
tungen zu wachen haben, sichergestellt werden. Zu 
diesem Zweck wurde vorbehaltlich der Anwendung 
von Artikel 62 des Vertrages die Möglichkeit ge- 
sehen, von den Begünstigten eine an die zuständige 
Behörde gerichtete Mitteilung über die Dienstlei- 
stungen zu fordern. 

Es wurden oder werden besondere, auf alle selb- 
ständigen Tätigkeiten anwendbare Richtlinien über 
die Reise und den Aufenthalt der Begünstigten 
und, soweit erforderlich, über die Koordinierung der 
Schutzvorschriften erlassen, die in den Mitgliedstaa- 
ten für die Gesellschaften zum Schutz der Gesell- 
schafter sowie Dritter bestehen. 

Die Behandlung der im Lohn- und Gehaltsverhält- 
nis beschäftigten Arbeitnehmer, die den Leistungs- 
erbringer begleiten oder für seine Rechnung tätig 
werden, wird durch die gemäß Artikel 48 und 49 des 
Vertrages erlassenen Bestimmungen geregelt — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN; 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten beseitigen zugunsten der in 
Abschnitt I der Allgemeinen Programme zur Aufhe- 
bung der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs aufgeführten 
natürlichen Personen und Gesellschaften — im fol- 
genden Begünstigte genannt — die in Abschnitt III 
der Programme genannten Beschränkungen für die 
Aufnahme und Ausübung der in Artikel 2 beschrie- 
benen Tätigkeiten. 

Artikel 2 

Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten für die 
unter die Gruppe 822 von Anlage III des Allgemei- 
nen Programms zur Aufhebung der Beschränkungen 
der Niederlassungsfreiheit fallenden selbständigen 
Tätigkeiten des Arztes. 
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Artikel v3 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen vor allem die 
Beschränkungen, die 

a) die Begünstigten daran hindern, sich unter den 
gleichen Bedingungen und mit den gleichen Rech- 
ten und Pflichten wie die Inländer im Aufnahme- 
land niederzulassen oder dort Dienstleistungen 
zu erbringen; 

b) aus einer Verwaltungs- oder Berufspraxis ent- 
stehen, auf Grund deren die Begünstigten eine 
gegenüber Inländern unterschiedliche Behandlung 
erfahren. 

2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen ge- 
hören insbesondere diejenigen, die in Vorschriften 
enthalten sind, diie eine Niederlassung oder Dienst- 
leistung der Begünstigten in folgender Weise ver- 
bieten oder beschränken: 

a) in Deutschland: 

durch das grundsätzliche Erfordernis der deut- 
schen Staatsangehörigkeit (§ 3 Abs. 1 der Bun- 
desärzteordnung vom 2, Oktober 1961, BGBl. I, 
S. 1857); 

b) in Belgien: 

— durch das Erfordernis einer „carte professio- 
nelle" (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Fe- 
bruar 1965, „Moniteur Beige" vom 26. Februar 
1965), 

— • bei Staatsangehörigen der anderen Mitglied- 
staaten durch Versagung der rechtlichen Wir- 
kung des staatlichen Diploms eines Doktors 
der Medizin, Chirurgie und Geburtshilfe, das 
auf Grund der Anerkennung der teilweisen 
Gleichwertigkeit der im Ausland absolvierten 
Studien erteilt wurde, bzw. des ausländischen 
Diploms über ein abgeschlossenes Medizin- 
studium, das als gleichwertig mit dem staat- 
lichen Diplom eines Doktors der Medizin, 
Chirurgie und Geburtshilfe anerkannt wurde 
(die durch Erlaß des Regenten vom 31. Dezem- 
ber 1949 koordinierten Gesetze „sur la colla- 
tion des grades academiques et le Programme 
d'examens universitaires" — „Moniteur 
Beige" vom 1. März 1950); 

c) in Frankreich: 

— durch das Erfordernis der französischen 
Staatsangehörigkeit („Code de la Sante Publi- 
que", Buch IV, Titel 1, Artikel L 356), 

— bei Staatsangehörigen der anderen Mitglied- 
staaten durch Versagung der rechtlichen Wir- 
kung des Universitätsdiploms eines Doktors 
der Medizin, soweit dieses den gleichen Aus- 
bildungsgang nachweist, wie er für das staat- 
liche Diplom eines Doktors der Medizin vor- 
geschrieben ist (Code de la Sante Publique, 
Buch IV, Titel 1, Artikel L 356, und Dekret 
vom 20. März 1951, „Journal Officiel" vom 
31. März 1951); 


d) in Italien: 

durch das Erfordernis der italienischen Staatsan- 
gehörigkeit („Testo unico delle leggi sanitarie", 
Artikel 99 bis 103, und „Decreto legislative del 
Capo provvisorio dello Stato", Nr. 233 vom 
13. September 1946, „Gazzetta Ufficiale" vom 
23. Oktober 1946); 

e) in Luxemburg: 

durch das Erfordernis der luxemburgischen 
Staatsangehörigkeit (Gesetz vom 5. August 1939 
Über die Verleihung von Titeln und Gesetz vom 
10. Juli 1901, Artikel 1, „Memorial", S. 1153); 

f) in den Niederlanden: 

durch die dem Sozial- und Gesundheitsminister 
gegebene Möglichkeit, einem Ausländer, der in 
seinem Heimatstaat zur Ausübung des Arztbe- 
rufes berechtigt ist, die Genehmigung zur Aus- 
übung dieses Berufes zu versagen (Gesetz vom 
1. Juni 1865, Artikel 2, „Staatsblad" Nr. 60). 

Artikel 4 

Wird in einem Aufnahmestaat von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme oder Ausübung 
einer der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten die 
Mitgliedschaft bei einer Berufsorganisation oder 
einer Einrichtung des öffentlichen Rechts verlangt 
oder ist diese Mitgliedschaft in einem Aufnahme- 
staat die gesetzliche Folge der Zulassung zur Aus- 
übung der betreffenden Tätigkeit, so sorgt dieser 
Staat dafür, daß die Staatsangehörigen der anderen 
Mitgliedstaalen 

— im Falle der Niederlassung der Berufsorganisa- 
tion oder der Einrichtung des öffentlichen Rechts 
unter den gleichen Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten und Pflichten beitreten wie die 
eigenen Staatsangehörigen. 

Diese Mitgliedschaft zieht das Wahlrecht, die 
Wählbarkeit sowie das Recht auf Übernahme von 
leitenden Positionen in der Berufsorganisation 
oder der Einrichtung des öffentlichen Rechts nach 
sich. Diese leitenden Positionen können jedoch 
Inländern Vorbehalten werden, wenn die betref- 
fende Berufsorganisation oder Einrichtung des 
öffentlichen Rechts auf Grund einer Rechtsvor- 
schrift an der Ausübung der öffentlichen Gewalt 
teilnimmt; 

— im Falle einer Dienstleistung von der Mitglied- 
schaft befreit werden. 

Der Mitgliedstaat kann jedoch dem Dienstlei- 
stungserbringer vorschreiben, daß er, falls seine 
Dienstleistung einen vorübergehenden Aufent- 
halt in seinem Hoheitsgebiet erfordert, die zu- 
ständige Behörde, die die Einhaltung der Berufs- 
ordnung überwacht, vorher oder im Dringlich- 
keitsfalle nachträglich unterrichtet. 

Artikel 5 

Die Aufnahmestaaten sorgen dafür, daß Staatsan- 
gehörige der anderen Mitgliedstaaten die Befugnis 
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erhalten, einer Berufsorganisation privaten Rechts 
unter den gleichen Bedingungen und mit den glei- 
chen Rechten und Pflichten wie Inländer beizutreten, 
soweit ihre berufliche Tätigkeit die Ausübung die- 
ser Befugnis mit sich bringt. 

Mit dem Beitritt ist das Wahlrecht und im Falle 
der Niederlassung die Wählbarkeit und das Recht 
auf Zugang zu den leitenden Positionen der betref- 
fenden Organisation verbunden. 


Artikel 6 

1. Verlangt ein Aufnahmestaat von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme einer der in 
Artikel 2 genannten Tätigkeiten den Nachweis der 
persönlichen Zuverlässigkeit, so erkennt dieser Staat 
bei Staatsangehörigen der anderen Mitgliedstaaten 
eine von der zuständigen Behörde des Heimat- oder 
Herkunttstaales ausgestellte Bescheinigung an, aus 
der hervorgeht, daß die in diesem Mitgliedstaat für 
die Autnahiiie der betreffenden Tätigkeit geforder- 
ten Bedingungen der persönlichen Zuverlässigkeit 
erfüllt sind. 

Wird im Heimat- oder Herkunftstaat für die Auf- 
nahme der betreffenden Tätigkeit ein derartiger 
Nachweis nicht verlangt, so erkennt der Aufnahme- 
staat bei Staatsangehörigen dieses Heimat- oder 
Herkunftstaates einen Strafregisterauszug und, so- 
weit der Strafregisterauszug nicht ausreicht, um das 
Vorliegen der im Aufnahmestaat geforderten Be- 
dingungen nachzuweisen, eine von der zuständigen 
Behörde des Heimat- oder Herkunftstaates ausge- 
stellte Bescheinigung an, die der im Aufnahmestaat 
geforderten, Urkunde entspricht. 

2. Bestehen im Heimat- oder Herkunftstaat und im 
Aufnahmestaat Rechtsvorschriften über die Einhal- 
tung von Standesregeln bei der Ausübung einer der 
in Artikel 2 genannten Tätigkeiten, so erhält der 
Aufnahmestaat auf entsprechendes Ersuchen die er- 
forderlichen Auskünfte. Aus diesen müssen die ge- 
gen den Betreffenden verhängten Disziplinarstrafen 
und beruflichen Sanktionen ersichtlich sein. 

Die Mitgliedstaaten sorgen für die vertrauliche 
Übermittlung dieser Angaben. Die Mitgliedstaaten 
entscheiden weiterhin in eigener Zuständigkeit über 
die Rechtswirkungen, welche die in einem anderen 
Mitgliedstaat verhängten Disziplinarstrafen oder be- 
ruflichen Sanktionen in ihrem Hoheitsgebiet haben. 

3. Verlangt ein Mitgliedstaat von den Begünstig- 
ten für die Aufnahme oder die Ausübung einer der 
in Artikel 2 genannten Tätigkeiten den Nachweis, 
daß sie vorher nicht in Konkurs gegangen sind, und 
enthalten die für die Angehörigen der anderen Mit- 
gliedstaaten gemäß Absätze 1 und 2 erteilten Aus- 
künfte einen solchen Nachweis nicht, so nimmt der 
betreffende Staat von den Angehörigen der anderen 
Mitgliedstaaten eine eidesstattliche Erklärung an, 
die der Betreffende vor der zuständigen Behörde, 
einem Notar oder einer entsprechend bevollmächtig- 
ten Berufsorganisation des Heimat- oder Herkunft- 
staates abgegeben hat. 


Verlangt der Aufnahmestaat den Nachweis der 
finanziellen Leistungsfähigkeit, so erkennt er ent- 
sprechende Bescheinigungen von Banken des Hei- 
mat- oder Herkunftstaates als gleichwertig mit den 
in seinem eigenen Hoheitsgebiet ausgestellten Be- 
scheinigungen an. 

4. Verlangt ein Aufnahmestaat von seinen eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme oder die Aus- 
übung einer der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten 
ein Zeugnis über den körperlichen und geistigen 
Gesundheitszustand, so erkennt dieser Staat die 
Vorlage der im Heimat- oder Herkunftstaat gefor- 
derten Bescheinigung als ausreichenden Nachweis 
an. 

Wird im Heimat- oder Herkunftstaat für die Auf- 
nahme der betreffenden Tätigkeit ein derartiger 
Nachweis nicht verlangt, so erkennt der Aufnahme- 
staat bei Staatsangehörigen dieses Heimat- oder 
Herkiinftstaates eine von dessen zuständigen Behör- 
den ausgestellte Bescheinigung an, die den Beschei- 
nigungen des Aufnahmestaates entspricht. 

5. Die Bescheinigungen nach Absatz 1, 3 und 4 
dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter als drei Monate 
sein. 

6. Die Vorschriften dieses Artikels gelten für die 
Niederlassungen von Staatsangehörigen eines Mit- 
gliedstaates in einem anderen Mitgliedstaat. 

7. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 12 festgesetzten Frist die für die Ausstellung 
der obengenannten Schriftstücke und Auskünfte zu- 
ständigen Behörden und Stellen und unterrichten 
darüber unverzüglich die anderen Mitgliedstaaten 
und die Kommission. 


Artikel 7 

1. Verlangt ein Aufnahmestaat von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme oder Ausübung 
einer der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten die 
Erfüllung einer der in Artikel 6 aufgeführten Vor- 
aussetzungen, so erkennt der betreffende Mitglied- 
staat im Falle der Erbringung von Dienstleistungen 
bei den Dienstleistungserbringern der anderen Mit- 
gliedstaaten anstelle der in Artikel 6 genannten 
Schriftstücke, Erklärungen und Bescheinigungen eine 
von der zuständigen Stelle des Heimat- oder Her- 
kunftstaates ausgestellte Einheitsurkunde an. 

2. Die in Absatz 1 genannte Einheitsurkunde darf 
bei ihrer Vorlage nicht älter als 12 Monate sein. 

3. Die Vlitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 12 festgesetzten Frist die für die Erteilung 
der obengenannten Einheitsurkunde zuständigen Be- 
hörden und Steilen und unterrichten darüber unver- 
züglich die übrigen Mitgliedstaaten und die Kommis- 
sion. 

Artikel 8 

Die Aufnahinestaaten erkennen den Staatsange- 
hörigen der anderen Mitgliedstaaten, die die Bedin- 
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gungen von Artikel 1, 3, 5 und 7 der Richtlinie des 
Rats vom . . . über die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Be- 
fähigungsnachweise für die selbständigen Tätigkei- 
ten des Arztes erfüllen, das Recht zu, die im Auf- 
nahmestaat gültige rechtmäßige Berufsbezeichnung 
und deren Abkürzung zu führen. 

Artikel 9 

Verlangt ein Mitgliedstaat von seinen Staatsan- 
gehörigen für die Aufnahme einer der in Artikel 2 
genannten Tätigkeiten eine Eidesleistung, so sorgt 
dieser Mitgliedstaat dafür, daß den Staatsangehöri- 
gen anderer Mitgliedstaaten, welche die Eidesformel 
des Aufnahmestaates nicht benutzen können, eine 
geeignete gleichwertige Formel zur Wahl gestellt 
wird. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsange- 
hörigen, die sich zur Ausübung einer der in Arti- 
kel 2 genannten Tätigkeiten in einen anderen Mit- 
gliedstaat begeben, keinerlei Beihilfen, durch welche 
die Niederlassungsbedingungen verfälscht werden 
könnten, 

Artikel 11 

1. Verlangt ein Mitgliedstaat von seinen Staats- 
angehörigen für die Aufnahme einer der in Artikel 2 


genannten Tätigkeiten oder ihre Ausübung zugun- 
sten Sozialversicherter die Ableistung einer Vorbe- 
reitungszeit, so kann er den von der vorliegenden 
Richtlinie Begünstigten die Erfüllung derselben Be- 
dingung vorschreiben. 

Er ist jedoch verpflichtet, sie insoweit davon zu 
befreien, als sie im Besitze eines von den zustän- 
digen Behörden oder Stellen eines der Mitgliedstaa- 
ten ausgestellten Zeugnisses sind, aus dem sich die 
rechtmäßige praktische Ausübung der in Artikel 2 
genannten Tätigkeiten während eines Zeitraumes 
ergibt, dessen Dauer gleich der Dauer der vom Auf- 
nahmestaat vorgesehenen Vorbereitungszeit ist. 

2. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 12 vorgesehenen Frist die für die Erteilung 
der vorerwähnten Bescheinigung zuständigen Behör- 
den und Stellen. 

Artikel 12 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft, um dieser Richtlinie innerhalb 
eines Jahres nach ihrer Bekanntgabe nachzukom- 
men, und unterrichten die Kommission unverzüg- 
lich darüber. 

Artikel 13 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Richtlinie 

über die gegenseitige Anerkennung der ärztlichen Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
CEMETNSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vortrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 57 Absatz 1, 2 und 3 und Artikel 63; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ^), insbesondere auf Abschnitt V Absatz 1; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs “), insbesondere auf Abschnitt VI 
Absatz 1; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 57 Absatz 1 des Vertrages werden 
Richtlinien über die gegenseitige Anerkennung der 
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise erlassen. Außerdem setzt nach Ar- 
tikel 57 Absatz 3 die Aufhebung der Beschränkun- 
gen insbesondere bei den ärztlichen Berufen eine 
Koordinierung der Bedingungen für die Berufsaus- 
übung voraus. Bezüglich der Ausbildung des Fach- 
arztes ist eine derartige gegenseitige Anerkennung 
der Ausbildungsnachweise erforderlich, soweit diese 
eine Voraussetzung für die Führung dos Titels 
eines Facharztes sind, ohne jedoch eine Vorausset- 
zung für die Aufnahme der Tätigkeit darzustellen. 

Wegen der mitunter erheblichen Unterschiede, 
die gegenwärtig hinsichtlich der Zahl, der Art oder 
der Dauer der Ausbildung der Fachärzte bestehen, 
mußten bestimmte Koordinierungsmaßnahmen vor- 
gesehen werden, die den Mitgliodstaaten die Vor- 
nahme der gegenseitigen Anerkennung der Di- 
plome, Prüfungszeugnisso und sonstigen Befähi- 

gungsnachweise ermöglichen. Diese Koordinierung 
erfolgt durch Richtlinie des Rates vom . . . 

Obgleich diese Koordinierung nicht die Harmoni- 
sierung aller Vorschriften der Mitgliedstaaton über 
die Ausbildung der Fachärzte zur Folge hat, muß 
doch die gegenseitige Anerkennung der nicht allen 
Mitgliodstaaten gemeinsamen fachärztlichen Di- 
plome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 

gungsnachweise erfolgen, ohne daß damit jedoch 
einer späteren Harmonisierung auf diesem Gebiet 


b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft Nr. 2 vom 
15. Januar 1962 S. 36/62 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft Nr. 2 vom 
15. Januar 1962 S. 32/62 


vorgegriffen wird. Man war diesbezüglich der Auf- 
fassung, daß die Anerkennung der fachärztlichen 
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise allein auf die Mitgliedstaaten be- 
schränkt worden sollte, in denen die betreffenden 
Fachrichtungen bestehen. 

Da eine Richtlinie über die gegenseitige Aner- 
kennung der Diplome nicht unbedingt die sachliche 
Gleichwertigkeit der Ausbildungsgänge, die zu 
einem solchen Diplom führen, einschließt, darf die 
dom jeweiligen Ausbildungsnachweis entsprechende 
Ausbildungsbezeichnung nur in der Sprache des 
Heimatstaates geführt werden. 

Zur Erleichterung der Anwendung dieser Richt- 
linie durch die nationalen Verwaltungen können 
die Mitgliedstaaten vorsehen, daß Staatsangehörige, 
die die in der Richtlinie vorgeschriebenen Ausbil- 
dungsbedingungen erfüllen, den zuständigen Be- 
hörden des Herkunftstaates zusammen mit ihrem 
Ausbildungsnachweis eine Bescheinigung darüber 
vorlegen, daß es sich bei diesen Nachweisen um die 
in der Richtlinie genannten handelt — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

KAPITEL I 

Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige 
Befähigungsnachweise des Arztes 

Artikel 1 

Jeder Mitgliedstaat erkennt die von den anderen 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 1 der Richtlinie des 
Rates vom . . . zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die selbständigen Tä- 
tigkeiten des Arztes ausgestellten und in Artikel 2 
aufgeführten ärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse 
und sonstigen Befähigungsnachweise an und ver- 
leiht ihnen in seinem Hoheitsgebiet die gleiche Wir- 
kung wie den von ihm ausgestellten Diplomen, Prü- 
fungszeugnissen und sonstigen Befähigungsnach- 
weisen. 

Artikel 2 

Als Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige Be- 
fähigungsnachweise im Sinne von Artikel 1 gelten: 

a) in Deutschland: 

1. das von den zuständigen Behörden ausge- 
stellte Zeugnis über die medizinische Staats- 
prüfung und das Zeugnis über die Probezeit, 
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2. die nach dem 8. Mai 1945 von den zuständi- 
gen Behörden der sowjetischen Besatzungs- 
zone Deutschlands und des Sowjetsektors von 
Berlin ausgestellten Befähigungsnachweise, 
soweit eine Bescheinigung der zuständigen 
Behörden der Länder über die Gleichwertig- 
keit dieser Nachweise mit den unter Absatz 1 
aufgeführten Befähigungsnachweisen vorliegt; 

b) in Belgien: 

das von der medizinischen Fakultät einer Univer- 
sität oder vom Hauptprüfungsausschuß ausge- 
stellte staatliche Diplom eines Doktors der Medi- 
zin, Chirurgie und Geburtshilfe; 

c) in Frankreich: 

das von der medizinischen oder medizinisch-phar- 
mazeutischen Fakultät einer Universität ausge- 
stellte staatliche Diplom eines Doktors der Medi- 
zin; 

d) in Italien: 

das vom staatlichen Prüfungsausschuß ausge- 
stellte Diplom über die Befähigung zur Ausübung 
der Medizin und Chirurgie („diploma d'abilita- 
zione all'esercicio della medicina e chirurgia 
rilasciato dalla commissione statale d'esame"); 

e) in Luxemburg: 

das vom staatlichen Prüfungsausschuß ausge- 
stellte und vom Erziehungsminister abgezeich- 
nete staatliche Diplom eines Doktors der Medi- 
zin, Chirurgie und Geburtshilfe und die vom Ge- 
sundheitsminister abgezeichnete Bescheinigung 
über die Ableistung einer praktischen Ausbil- 
dungszeit; 

f) in den Niederlanden: 

das Universitätsabschlußzeugnis eines Doktors 
der Medizin („het universitaire getuigschrift van 
arts"). 


KAPITEL II 

Alle Mitgliedstaaten gemeinsame 
fachärztliche Diplome, Prüfungszeugnisse 
und sonstige Befähigungsnachweise 

Artikel 3 

Jeder Mitgliedstaat erkennt die von den anderen 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 4 der Richt- 
linie des Rates vom . . . zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die selb- 
ständigen Tätigkeit des Arztes ausgestellten und in 
Artikel 4 aufgezählten fachärztlichen Diplome, Prü- 
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise 
an und verleiht ihnen in seinem Hoheitsgebiet die 
gleiche Wirkung wie den von ihm ausgestellten 
Diplomen, Prüfungszeugnissen und sonstigen Befä- 
higungsnachweisen. 


Artikel 4 

1. Als fachärztliche Diplome, Prüfungszeugnisse 
und sonstige Befähigungsnachweise im Sinne von 
Artikel 3 gelten diejenigen Nachweise, die von einer 
der in Absatz 2 genannten zuständigen Behörde 
oder Stelle ausgestellt sind und bezüglich der be- 
treffenden Fachausbildung den in Absatz 3 aufge- 
führten Bezeichnungen der verschiedenen Mitglied- 
staaten entsprechen. 

2. Als von einer zuständigen Behörde oder Stelle 
ausgestellte Diplome, Prüfungszeugnisse und son- 
stige Befähigungsnachweise im Sinne von Absatz 1 
gelten folgende Urkunden: 

Deutschland: 

die von den Landesärztekammern ausgestellten Be- 
scheinigungen über die fachärztlicho Anerkennung; 

Belgien: 

die vom Gesundheitsminister ausgestellten Zeug- 
nisse über die Zulassung als Facharzt („titres 
d'agreation en qualite de medecin specialiste") ; 

Frankreich: 

— die von der medizinischen Fakultät oder der me- 
dizinisch-pharmazeutischen Fakultät einer Uni- 
versität ausgestellten fachärztlichen Studien- 
zeugnisse („certificats d'etudes speciales de 
medecine"), 

— die vom Vorstand der Ärztekammer ausgestell- 
ten Befähigungsbescheinigungen für Fachärzte 
(„attestations de medecin specialiste qualifie"), 

— die den Assistenzärzten der Universitätskranken- 
häuser erteilten Studienzeugnisse, soweit sie 
vom Erziehungsminister als den obenerwähnten 
fachärztlichen Studienzeugnissen gleichwertig an- 
erkannt worden sind; 

Italien: 

die vom Rektor einer Universität ausgestellten Fach- 
arztdiplome („diplomi di medico specialista") ; 

Luxemburg: 

die vom Gesundheitsministerium ausgestellten Fach- 
arztdiplome („certificats de medecin specialiste"); 

Niederlande: 

die von der Zentralen Ärztekammer für die Aner- 
kennung und Eintragung von Fachärzten ausgestell- 
ten Bescheinigungen („de door het Centraal College 
voor de erkenning en de registratie van de genees- 
kundige specialisten afgegeven certificaten"). 

3. In den Mitgliedstaaten entsprechen diesen Fach- 
ausbildungen jeweils für Deutschland, Belgien, 
Frankreich, Italien, Luxemburg und die Niederlande 
folgende Bezeichnungen: 

— Anästhesie: 

Anästhesie — anestesiologie — anesthesiologie 
— anestesiologia — anesthesiologie — anestesie; 
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— Chirurgie; 

Chirurgie — Chirurgie — Chirurgie generale — 
chirurgia generale — Chirurgie generale — Chir- 
urgie; 

— Neurochirurgie: 

Neurochirurgie — neurochirurgie — neurochir- 
urgie — neurochirurgia — neurochirurgie • — 
neurochirurgie; 

— Dermato- Venerologie: 

Dermato-Venerologie — dermato-venereologie 

— dermato-venereologie — - dermato-logia e 
venerologia — dermato-venereologie — huid- en 
geslachtsziekten; 

— Gynäkologie und Geburtshilfe: 

Gynäkologie und Geburtshilfe — gynecologie- 
obstetrique — gynecologie-obstetrique — ostre- 
tricia e ginecologia — gynecologie-obstetrique — 
Verloskunde gynaecologie; 

■ — Innere Medizin: 

Innnere Medizin — medecine interne — mede- 
cine interne — medicina interna — maladies 
internes — inwendige geneeskunde; 

— Neuropsychiatrie: 

Neuropsychiatrie — neuro-psychiatrie ■ — neuro- 
psydiiatrie — neuropsichiatria — neuro-psychia- 
trie — zenuw- en zielziekten; 

— Ophthalmologie: 

Ophthalmologie — ophtalmologie — ophtalmolo- 
gie — oculistica — ophtalmologie — oogheel- 
kunde; 

— Otorhinolaryngologie: 

Otorhinolaryngologie — oto-rhino-laryngologie 

— oto-rhino-larygologie — otorinolaringoiatria 

— oto-rhino-laryngologie — keel-, neus- en oor- 
heelkunde; 

— Pädiatrie: 

Pädiatrie — pediatrie — pediatrie — pediatria 

— pediatrie — - kindergeneeskunde; 

— Pneumo-Phthisiologie: 

Pneumo-Phthisiologie — pneumologie — pneumo- 
phtisiologie — malattia apparato respiratorio — 
pneumo-phtisiologie — longziekten en tuber- 
culose; 

— Röntgen- und Strahlenheilkunde: 

Röntgen- und Strahlenheilkunde — radiodiagno- 
stic ainsi que radio- et radiumtherapic — electro- 
radiologie - — radiologia — electro-radiologie — 
radiologie; 

— Arbeitsmedizin: 

Arbeitsmedizin — medecine du travail - — mede- 
cine du travail — medicina del lavoro — mede- 
cine du travail — bedrijfsgeneeskunde. 


KAPITEL III 

Einem oder mehreren Mitgliedstaaten 
eigene fachärztliche Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstige 
Befähigungsnachweise 

Artikel 5 

Jeder Mitgliedstaat, in dem einschlägige Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften bestehen, erkennt die 
von anderen Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 5 
der Richtlinie des Rates vom . , . zur Koordinierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die 
selbständigen Tätigkeiten des Arztes ausgestellten 
und in Artikel 6 aufgeführten fachärztlichen Di- 
plome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise an und verleiht ihnen in seinem 
Hoheitsgebiet die gleiche Wirkung wie den von ihm 
ausgestellten Diplomen, Prüfungszeugnissen und 
sonstigen Befähigungsnachweisen. 


Artikel 6 


1. Die Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen 
Befähigungsnachweise im Sinne von Artikel 5 sind 
die von den in Artikel 4 Absatz 2 aufgeführten zu- 
ständigen Behörden und Stellen ausgestellten Ur- 
kunden, die hinsiditlidi der betreffenden Fachaus- 
bildung den unter Ziffer 2 dieses Artikels aufgeführ- 
ten Bezeichnungen derjenigen Mitgliedstaaten ent- 
sprechen, in denen es diese Fachausbildung gibt. 

2. Für die betreffenden Fachausbildungsrichtungen 
gelten in den Mitgliedstaaten folgende Fachbezeich- 
nungen: 

Laboratoriumsdiagnostik : 

Belgien: Biologie medicale 

Italien; esame di laboratorio 

Niederlande; laboratoriumonderzoek; 


Plastische Chirurgie: 
Belgien: 

Italien: 

Niederlande: 

Thoraxchirurgie : 
Belgien: 

Italien: 

Gefäßchirurgie: 

Belgien: 

Italien: 

Urologie: 

Deutschland: 

Belgien: 

Italien: 

Luxemburg: 

Niederlande: 


Chirurgie plastique 
chirurgia plastica 
plastische Chirurgie; 

Chirurgie thoracique 
chirurgia toracica; 

Chirurgie des vaisseaux 
cardio-angio chirurgia; 

Urologie 

Urologie 

urologia 

Urologie 

Urologie; 
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Orthopädie: 


Deutschland: 

Orthopädie 

Belgien: 

Orthopädie 

Italien: 

ortopedia 

Luxemburg: 

Orthopädie 

Niederlande: 

orthopedie; 

Kardiologie: 

Belgien: 

cardiologie 

Frankreich: 

cardiologie et mädecine des 
affections vasculaires 

Italien: 

cardiologia 

Luxemburg: 

cardiologie et angiologie 

Niederlande: 

ziekten van hart en bloed- 
vaten; 

Gastro-Enterologie: 

Belgien: 

gastro-enterologie 

Frankreich: 

maladies de i'appareil diges- 
tif 

Italien: 

malattie deli'apparato dige- 
rente, della nutrizione e del 
ricombo 

Luxemburg: 

gastro-enterologie et mala- 
dies de la nutrition 

Niederlande: 

maag-, darm- end stofwisse- 
lingsziekten; 

Rheumatologie: 

Belgien: 

rhumatologie 

Frankreich: 

rhumatologie 

Italien: 

reumatologia 

Luxemburg: 

rhumatologie 

Niederlande: 

rheumatologie; 

Hämatologie: 

Italien: 

(immuno-) ematologia 

Luxemburg; 

hämatologie; 

Endokrinologie: 

Italien; 

endocrinologia 

Luxemburg: 

endocrinologie; 

Physiotherapie; 

Belgien: 

Physiotherapie 

Italien: 

fisioterapia; 

Stomatologie: 

Belgien: 

Stomatologie 

Frankreich: 

Stomatologie 

Italien: 

odontostomatologia. 


Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten können den Staatsangehö- 
rigen der Mitgliedstaaten für den Erwerb von fach- 
ärztlichen Diplomen, Prüfungszeugnissen oder son- 
stigen Befähigungsnachweisen, die nicht unter Arti- 
kel 3 und 5 dieser Richtlinie fallen oder die zwar 
in Artikel 5 aufgeführt sind, aber in einem bestimm- 
ten Heimat- bzw. Herkunftstaat nicht ausgestellt 
werden, die insoweit in seinen Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften vorgesehenen Ausbildungsbedin- 
gungen auferlegen. 

2. Hierbei rechnen sie jedoch die von diesen Per- 
sonen in ihrem Heimat- oder Herkunftstaat oder in 
einem Drittland bereits absolvierte und durch ein 
von den zuständigen Behörden des Heimat- oder 
Herkunftstaates ausgestelltes Diplom, Prüfungs- 
zeugnis oder einen sonstigen Befähigungsnachweis 
nachgewiesene Ausbildungszeit ganz oder teilweise 
an, soweit diese der im Aufnahmestaat für die be- 
treffende Fachausbildung vorgeschriebenen Ausbil- 
dungsdauer entspricht. 

3. Die zuständigen Behörden und Stellen dieses 
Staates unterrichten den Begünstigten nach Über- 
prüfung seiner Fachausbildung anhand der vorgeleg- 
ten Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Be- 
fähigungsnachweise über die Dauer der ergangenen 
Ausbildung und die davon erfaßten Gebiete. 

KAPITEL IV 

Führung der Ausbildungsbezeichnung 
Artikel 8 

1. Die Aufnahmestaaten gestatten den Staatsange- 
hörigen der Mitgliedstaaten, die die Voraussetzun- 
gen von Artikel 1, 3 und 5 erfüllen, die Führung 
ihrer im Heimat- oder Herkunftstaat gültigen recht- 
mäßigen Ausbildungsbezeichnung und deren Abkür- 
zung in der Sprache dieses Staates. Daneben können 
Name und Ort der Lehranstalt oder des Prüfungs- 
ausschusses, die bzw. der diese Berufsbezeichnung 
verliehen hat, aufgeführt werden. 

Ein Verzeichnis der in Absatz 1 genannten Aus- 
bildungsbezeichnungen und Abkürzungen ist als 
Anlage 1 beigefügt. 

2. Das Recht auf Führung einer anderen als der in 
Anlage 1 genannten Ausbildungsbezeichnung be- 
stimmt sich nach den Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften des Aufnahmestaates. 

KAPITEL V 

Schlußbestimmungen 
Artikel 9 

Der Aufnahmestaat kann von den Staatsangehö- 
rigen der anderen Mitgliedstaaten verlangen, daß 
sie zusammen mit den in Artikel 1, 3 und 5 genann- 
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ten Diplomen, Prüfungszeugnissen und sonstigen 
Befähigungsnachweisen ein Zeugnis der zuständigen 
Behörden oder Stellen ihres Pleimat- oder Her- 
kunftsstaates vorlegen, in dem bescheinigt wird, daß 
sie eines der in den genannten Artikeln aufgeführ- 
ten Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstigen Be- 
fähigungsnachweise besitzen und daß sie zu diesem 
Zweck alle in ihrem Heimat- oder Herkunftstaat gel- 
tenden einschlägigen Ausbildungsbedingungen er- 
füllt haben. 


Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 11 vorgesehenen Frist die für die Erteilung 
der in Artikel 7 Absatz 3, Artikel 8 Absatz 3 und 
Artikel 10 genannten Zeugnisse zuständigen Be- 
hörden und Stellen und unterrichten darüber unver- 
züglich die anderen Mitgliedstaaten und die Kom- 
mission. 


Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Maßnahmen in Kraft, um dieser Richtlinie innerhalb 
eines Jahres nach ihrer Bekanntgabe nachzukom- 
men, und unterrichten die Kommission unverzüglich 
darüber. 


Artikel 12 

Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission über alle spä- 
teren wesentlichen Entwürfe von Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften, die sie im sachlichen Anwen- 
dungsbereich dieser Richtlinie zu erlassen beabsich- 
tigen, so rechtzeitig, daß diese sich dazu äußern 
kann. 


Artikel 13 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 


Verzeichnis der Ausbildungsbezeichnungen 


Deutschland 

Doktor der Medizin (Dr. med.) 

Facharzt für . . . 

Belgien 

Docteur en medecine, Chirurgie et accouchements 
idem, specialiste en . . . 

Frankreich 
Docteur en medecine 

Medecin specialiste en . . . ; medecin competent 

en . . . 


Italien 

Dottore in medicina e chirurgia 

Dottore in medicina e chirurgia specialista in . . . 

Luxemburg 

Docteur en medecine, Chirurgie et accouchements 
Titres universitaires officiels 

Niederlande 

Arts 

Doctorandus (Drs) . . . 

Doctor (Dr) . . . 
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Vorschlag einer Richtlinie 

zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs Vorschriften 
für die selbständigen Tätigkeiten des Arztes 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 57 Absätze 2 und 3 und Artikel 66; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ^), insbesondere auf Abschnitt IV-D und An- 
lage III, Gruppe 822; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs -), insbesondere auf Abschnitt V-C; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 57 Absatz 3 setzt die Aufhebung der 
Beschränkungen insbesondere für die ärztlichen Be- 
rufe eine Koordinierung der Bedingungen für die 
Berufsausübung in den Mitgliedstaaten voraus. 

Zur Verwirklichung der gegenseitigen Anerken- 
nung der ärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse und 
sonstigen Befähigungsnachweise im Sinne der Richt- 
linie des Rates vom ... ist es auf Grund der Ähn- 
lichkeit der Ausbildungsformen in den sechs Mit- 
gliedstaaten möglich, diese Koordinierung auf die 
Einhaltung von Mindestvorschriften zu beschränken 
und im übrigen den Mitgliedstaaten bei der Gestal- 
tung der Ausbildung freie Hand zu lassen. 

Im Hinblick auf die gegenseitige Anerkennung der 
fachärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse und son- 
stigen Befähigungsnachweise hat sich eine gewisse 
Koordinierung der Ausbildungsbedingungen für 
Fachärzte als notwendig erwiesen. Daher müssen 
bestimmte Mindestvorschriften erlassen werden, die 
einerseits die Zulassung zur Fachausbildung, die Art 
ihrer Durchführung und den Ort, an dem sie erfolgt, 
und andererseits die für die Fachausbildung vor- 
geschriebene Kontrolle betreffen. 

Die genannten Mindestausbildungszeiten betreffen 
nur solche Fachrichtungen, die allen sechs Mitglied- 
staaten gemeinsam sind oder in zwei oder mehr 
Mitgliedstaaten bestehen. Diese Mindestdauer wird 
nicht nur festgelegt, um sämtliche Berufsangehörigen 

g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 

vom 15. Januar 1962 S. 36/62 

g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 

vom 15. Januar 1962 S. 32/62 


innerhalb der Gemeinschaft auf gleichen Fuß zu 
stellen, sondern auch, um den Mitgliedstaaten die 
gegenseitige Anerkennung der Fachdiplome zu er- 
möglichen. 

Die im Rahmen dieser Richtlinie verwirklichte Ko- 
ordinierung der Bedingungen für die Berufsausübung 
wird für notwendig und ausreichend gehalten, um 
den Mitgliedstaaten die Aufhebung der Beschrän- 
kungen für die selbständigen Tätigkeiten des Arztes 
zu ermöglichen, die Gegenstand der Richtlinie des 
Rates vom . . . über die Verwirklichung des Nieder- 
lassimgsrechts und des freien Dienstleistungsver- 
kehrs für die selbständigen Tätigkeiten des Arztes 
sind. Sie darf aber eine weitere Koordinierung nicht 
ausschließen, da diese Richtlinie nur eine erste 
Stufe auf dem Weg zur Harmonisierung der Bedin- 
gungen für die Ausübung des ärztlichen Berufs in 
der Gemeinschaft darstellt ■ — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten machen die Aufnahme und 
Ausübung der Tätigkeiten des Arztes vom Besitz 
eines Diploms, Prüfungszeugnisses oder sonstigen 
Befähigungsnachweises über eine Hochschulausbil- 
dung von mindestens 6 Jahren mit einem theoreti- 
schen und praktischen Unterricht von mindestens 
5500 Stunden abhängig. 

Die Zulassung zu dieser Ausbildung setzt den Be- 
sitz eines Diploms oder Zeugnisses voraus, das in 
einem Mitgliedstaat für das betreffende Studium die 
Zulassung zu den Hochschulen ermöglicht. 

Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die zur 
Erlangung eines Diploms, Prüfungszeugnisses oder 
sonstigen Befähigungsnachweises führende fachärzt- 
liche Ausbildung mindestens die nachstehenden Be- 
dingungen erfüllt: 

a) sie setzt den Besitz eines der in Artikel 1 ge- 
nannten ärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse 
oder sonstigen Befähigungsnachweise voraus; 

b) sie umfaßt sowohl theoretischen Unterricht als 
auch eine praktische Ausbildung; 

c) sie muß als Vollzeitausbildung unter Aufsicht der 
zuständigen Behörden oder Stellen erfolgen; 

d) sie muß in einer Universitätsklinik oder gegebe- 
nenfalls in einem hierzu von den zuständigen Be- 
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hörden und Stellen zugelassenen Krankenhaus | 
erfolgen; 

e) die Facharztanwärter müssen in den betreffenden 
Abteilungen persönlich zur Mitarbeit und zur 
Verantwortung herangezogen werden. 

2. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 7 vorgesehenen Frist die für die Ausstellung 
der in Absatz 1 genannten Befähigungsnachweise 
zuständigen Behörden und Stellen. 

Artikel 3 

In Abweichung von den Bestimmungen von Arti- 
kel 2 Absatz 1 a) erkennen die Mitgliedstaaten als 
diesen Bestimmungen gleichv\rertig die Vorschriften 
an, die für die durch Auswahlverfahren ernannten 
Assistenzärzte der Iranzösischen Universitätsstädte 
gelten. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die nach- 
stehend aufgeführte Mindestausbildungsdauer für 
die einzelnen Fachrichtungen in jedem Fall ein- 
gehalten wird: 

1. Dauer der rein fach ärztlichen Ausbildung 

! 

1. Gruppe: 5 Jahre 

— allgemeine Chirurgie, 

— Neurochirurgie, 

— innere Medizin; 

2. Gruppe: 4 Jahre 

— Gynäkologie und Geburtshilfe, 

— Neuropsychiatrie, 

— Pädiatrie, 

— Röntgen- und Strahlenheilkunde, 

— Pneumo-Phthisiologie; 

3. Gruppe: 3 Jahre 
— Anästhesie, 

— Dermato-Venerologie, 

— Ophthalmologie, 

— Otorhinolaryngologic; 

4. Gruppe: 1 Jahr 

- — Arbeitsmedizin; 

2. Gesamtdauer des Medizinstudiums einschließlich 
des Fachstudiums, gerechnet ab Zulassung zum 
Hochschulstudium in einem Mitgliedstaat 

1. Gruppe: 11 Jahre, 

2. Gruppe: 10 Jahre, 

3. Gruppe: 9 Jahre, 

4. Grup])e: 7 Jahre. 

Die in diesem Absatz genannten Gruppen entspre- 
chen denen des voraufgehenden Absatzes. 


— 5. Wahlperiode 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten, in denen einschlägige Rechts- 
iind Verwaltungsvorschriften bestehen, sorgen da- 
für, daß die nachstehend aufgeführte Mindestaus- 
bildungsdauer für die verschiedenen fachärztlichen 
Richtungen in jedem Fall eingehalten wird: 

1. Dauer der fachärztlichen Ausbildung 

1. Gruppe: 5 Jahre 

— klinische Biologie, 

— plastische Chirurgie, 

— Toraxchirurgie, 

— Gefäßchirurgie, 

— Urologie, 

— Orthopädie; 

2. Gruppe: 4 Jahre 
— Kardiologie, 

- Gastro-Enterologie, 

— Rheumatologie; 

3. Gruppe: 3 Jahre 
— Hämatologie, 

— Endokrinologie, 

— Physiotherapie, 

— Stomatologie; 

2. Gesamtdauer des Medizinstudiums einschließlich 
des Fachstudiums, gerechnet ab Zulassung zum 
Flochschulstudium in einem Mitgliedstaat 

1. Gruppe: 11 Jahre, 

2. Gruppe: 10 Jahre, 

3. Gruppe: 9 Jahre. 

Die in diesem Absatz genannten Gruppen entspre- 
chen denen des vorausgehenden Absatzes. 

Artikel 6 

1. Bei Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten, deren 
fachärztliche Diplome, Prüfungszeugnisse und son- 
stige Befähigungsnachweise vor Anwendung dieser 
Richtlinie nicht den in Artikel 2, 4 und 5 fest- 
gelegten Ausbildungsanforderungen entsprachen, er- 
kennt jeder Mitgliedstaat die von den anderen Mit- 
gliedstaaten ausgestellten Diplome, Prüfungszeug- 
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise als aus- 
reichenden Nachweis an. 

2. Sie können jedoch verlangen, daß zusammen mit 
den in Absatz 1 aufgeführten Diplomen, Prüfungs- 
zeugnissen und sonstigen Befähigungsnachweisen, 
falls diesen nicht die in Artikeln 4 und 5 festgesetzte 
Mindestausbildungsdauer zugrunde liegt, eine Be- 
scheinigung der zuständigen Behörden oder Stellen 
des Heimat- oder Herkunftsstaates über die tatsäch- 
liche und rechtmäßige Ausübung der betreffenden 
Tätigkeiten während eines Zeitraumes, der minde- 
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sr.ens das Zweifache des Unterschiedes zwischen der 
Dauer der Fachausbildung des Heimat- oder Her- 
kunftsstaates und der vorstehend festgesetzten Min- 
destausbildungsdauer beträgt, vorgelegt wird. 

Wird in einem Aufnahmestaat jedoch vor Inkraft- 
reten dieser Richtlinie eine kürzere als die in Arti- 
keln 4 und 5 festgesetzte Mindestausbildungsdauer 
verlangt, so darf der in Absatz 1 genannte Unter- 
schied nur auf Grund der in dem betreffenden Mit- 
gliedstaat ursprünglich vorgesehenen Mindestaus- 
bildungszeit festgesetzt werden. 

3. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 7 vorgesehenen Frist die für die Ausstellung 
der genannten Bescheinigungen zuständigen Behör- 
den und Stellen und unterrichten die anderen Mit- 
gliedstaaten und die Kommission unverzüglich hier- 
über. 


Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um dieser Richtlinie innerhalb eineiS Jahres 
nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und set 2 sen 
die Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

Artikel 8 

Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission über alle späte- 
ren wesentlichen Entwürfe von Rdchts- und Verwal- 
tungsvorschriften, die sie im sachlichen Anwendungs- 
bereich dieser Richtlinie zu erlassen beabsichtigen, 
so rechtzeitig, daß diese sich hierzu äußern kann. 

Artikel 9 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Vorschlag einer Richtlinie 
über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs 
für die Selbständigen Tätigkeiten des Zahnarztes 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtsdiaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absatz 2 und 3, Artikel 57 Absatz 3, 
Artikel 63 Absatz 2 und 3 und Artikel 66; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit ^), insbesondere auf Abschnitt IV-D und 
Anlage III, Gruppe 822; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienst- 
leistungsverkehrs ^), insbesondere auf Abschnitt V-D; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen die Aufhebung 
jeder auf der Staatsangehörigkeit beruhenden dis- 
kriminierenden Behandlung bei der Niederlassung 
und im Dienstleistungsverkehr bei den in der Gruppe 
822 der UN-Nomenklatur aufgeführten Tätigkeiten 
auf dem Gebiet des Gesundheitswesens vor Ablauf 
des zweiten Jahres der dritten Stufe vor. 

Diese Gruppe umfaßt insbesondere die Tätig- 
keiten des Zahnarztes; auf Grund ihrer Eigenart und 
der erforderlichen Ausbildung müssen sie in beson- 
deren Richtlinien behandelt werden. 

Die in dieser Richtlinie behandelte Aufhebung der 
Beschränkungen hängt nach Artikel 57 Absatz 33 
von der Verwirklichung der in der Richtlinie des 
Rates vom . . . über die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Be- 
fähigungsnachweise der Zahnärzte und der Richtlinie 
über die Koordinierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften für die selbständigen Tätigkeiten 
des Zahnarztes vorgesehenen Bedingungen ab. Nach 
Artikel 7 der genannten Richtlinie über die gegen- 
seitige Anerkennung muß Italien bis zur Anwen- 
dung der Empfehlung des Rates vom . . über die 
Einführung einer Hochschulausbildung für Zahnärzte 
in Italien einen für diese Übergangszeit geltenden 
Befähigungsnachweis für die Zahnärzte ausstellen, 
die eine zusätzliche Prüfung abgelegt haben, durch 

Amtsblatt der Europäischen GemeinsHiaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962 S. 36/62 

*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962 S. 32/62 


die ihre Ausbildung der der italienischen Ärzte 
gleichgestellt wird. Deshalb muß gewährleistet wer- 
den, daß Italien einerseits zugunsten der Zahnärzte 
die Beschränkungen der Tätigkeiten des Zahnarztes 
beseitigt und andererseits einen vorläufigen beruf- 
lichen Befähigungsnachweis ausstellt, der dem vor- 
genannten Ausbildungsnachweis entspricht. 

Diese Richtlinie erfaßt mit dem Ausdruck „Gesell- 
schaften" in Artikel 1 lediglich Zusammenschlüsse 
von Zahnärzten, die die Form von Gesellschaften im 
Sinne von Artikel 58 gewählt haben. Die Richtlinie 
sieht auf diesem Gebiet nur die Aufhebung der Be- 
schränkungen vor. Sie läßt daher Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten unberührt, 
die ohne Ansehen der Staatsangehörigkeit die Aus- 
übung einer der unter diese Richtlinie fallenden 
Tätigkeiten durch Gesellschaften verbieten oder von 
bestimmten Bedingungen abhängig machen, 

ln mehreren Mitgliedstaaten gibt es öffentlich- 
rechtliche Berufsorganisationen mit Zwangsmitglied- 
schaft. Für die von dieser Richtlinie begünstigten 
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten muß deshalb 
die Möglichkeit des Beitritts zu diesen Organisa- 
tionen sichergestellt werden. Im übrigen würde im 
Falle einer Dienstleistung das Erfordernis der an 
eine feste und dauerhafte Tätigkeit im Aufnahme- 
staat gebundenen Mitgliedschaft wegen des vorüber- 
gehenden Charakters der Tätigkeit zweifellos eine 
Behinderung für den Dienstleistungserbringer dar- 
stellen; sie ist daher abzulehnen. Allerdings sollte 
in diesem Fall die Einhaltung der Berufsordnimg, 
über die diese öffentlich-rechtlichen Organisationen 
zu wachen haben, sichergestellt werden. Zu diesem 
Zweck wurde vorbehaltlich der Anwendung von 
Artikel 62 des Vertrages die Möglichkeit vorge- 
sehen, von den Begünstigten eine an die zuständige 
Behörde gerichtete Mitteilung über die Dienst- 
leistungen zu fordern. 

Es wurden oder werden besondere, auf alle selb- 
ständigen Tätigkeiten anwendbare Richtlinien über 
die Einreise und den Aufenthalt der Begünstigten 
und, soweit erforderlich, über die Koordinierung der 
Schutzvorschriften erlassen, die in den Mitglied- 
staaten für die Gesellschaften zum Schutz der Gesell- 
schafter sowie Dritter bestehen. 

Die Behandlung der im Lohn- und Gehaltsverhält- 
nis beschäftigten Arbeitnehmer, die den Leistungs- 
erbringer begleiten oder für seine Rechnung tätig 
werden, wird durch die gemäß Artikel 48 und 49 des 
Vertrages erlassenen Bestimmungen geregelt — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 
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Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten beseitigen zugunsten der in 
^ U'jchnitt 1 der Allgemeinen Programme zur Auf- 
v;bung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
'I und des dreien Dienstleistungsverkehrs aufge- 
ihrlen natürlichen Personen und Gesellschaften — 
■ ru folgenden Begünstigte genannt — die in Ab- 
s aiiitt in der Programme genannten Beschränkun- 
ge-] lüi die Aufnahme und Ausübung der in Arti- 
kel 2 beschriebenen Tätigkeiten. 


Artikel 2 


1. Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten für die 
i ater die Gruppe 822 der Anlage III des Allgemeinen 
Programms zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit fallenden selbständigen Tätig- 
keiten des Zahnarztes. 


2. „Tätigkeiten des Zahnarztes" im Sinne dieser 
Richtlinie sind diejenigen Tätigkeiten, die unter den 
folgenden Berufsbezeichnungen ausgeübt werden; 


— in Deutschland: 

— in Belgien: 

— in Frankreich: 

:m Großherzog- 
tum Luxemburg: 

— in den 
Niederlanden: 


Zahnarzt, 

licencie en Science dentaire, 
chirurgien-dentiste, 

docteur en medecine dentaire, 

tandarts. 


b) in Belgien: 

durch das Erfordernis einer „carte profession- 
nelle" (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Februar 
1965 , „Moniteur Beige" vom 26. Februar 1965), 

— bei Staatsangehörigen der anderen Mitglied- 
staaten durch Versagung der rechtlichen Wir- 
kung des staatlichen Diplomis eines „licencie 
en Science dentaire", das auf Grund der An- 
erkennung der toilweisen Gleichwertigkeit 
der im Ausland absolvierten Studien erteilt 
wurde, bzw. des ausländischen Diploms eines 
Zahnarztes, das als gleichwertig mit dem 
staatlichen Diplom eines Zahnarztes („licen- 
cie en Science dentaire") anerkannt wurde 
(die durch Erlaß des Regenten vom 31. Dezem- 
ber 1949 koordinierten Gesetze „sur la colla- 
tion des grades academiques et le Programme 
d'examens universitaires" — „Moniteur Beige" 
vom 1. März 1950),- 

c) in Frankreich: 

— durch das Erfordernis der französischen Staats- 
angehörigkeit („Code de la Sante Publique", 
Buch IV, Titel 1, Artikel L 356), 

— bei Staatsangehörigen der anderen Mitglied- 
staaten durch Versagung der rechtlichen Wir- 
kung des Universitätsdiploms eines „chirur- 
gien-dentiste", soweit dieses den gleichen 
Ausbildungsgang nachweist, wie er für das 
staatliche Diplom vor geschrieben ist (Code de 
la Sant6 Publique, Buch IV, Titel 1, Arti- 
kel L 356, und Dekret vom 20. März 1951, 
„Journal Officiel" vom 31. März 1951)} 


In Italien werden diese Tätigkeiten unter der in 
Artikel 8 Absatz 2 genannten Berufsbezeichnung 
äusgeübt. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen vor allem die Be- 
schränkungen, 

a) die die Begünstigten daran hindern, sich unter 
den gleichen Bedingungen und mit den gleichen 
Rechten und Pflichten wie die Inländer im Auf- 
nahmeland niederzulassen oder dort Dienst- 
leistungen zu erbringen; 

b) die aus einer Verwaltungs- oder Berufspraxis ent- 
stehen, auf Grund deren die Begünstigten eine 
gegenüber Inländern unterschiedliche Behandlung 
erfahren. 

2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen ge- 
hören insbesondere diejenigen, die in Vorschriften 
enthalten sind, die eine Niederlassung oder Dienst- 
leistung der Begünstigten in folgender Weise ver- 
bieten oder beschränken: 


d) in Italien: 

durch das Erfordernis der italienischen Staats- 
angehörigkeit, soweit es sich um Berufsangehö- 
rige handelt, die — ohne Arzt zu sein — zur Aus- 
übung der Tätigkeiten des Zahnarztes nach Arti- 
kel 8 dieser Richtlinie befugt sind („Testo unico 
delle leggi sanitarie", Artikel 99 bis 103, und 
„Decreto legislative del Capo provvisorio dello 
Stato", Nr. 233 vom 13. September 1946, „Gazzetta 
Ufficiale" vom 23. Oktober 1946); 

e) in Luxemburg: 

durch das Erfordernis der luxemburgischen Staats- 
angehörigkeit (Gesetz vom 10. Juli 1901, „Memo- 
rial", Seite 1153); 

f) in den Niederlanden: 

durch die dem Sozial- und Gesundheitsminister 
gegebene Möglichkeit, einem Ausländer, der in 
seinem Heimatstaat zur Ausübung des Zahnarzt- 
berufes berechtigt ist, die Genehmigung zur Aus- 
übung dieses Berufes zu versagen (Gesetz vom 
1. Juni 1865, Artikel 2, „Staatsblad" Nr. 60). 


a) in Deutschland: 

durch das grundsätzliche Erfordernis der deut- 
schen Staatsangehörigkeit (§ 1 Absatz 1 des Ge- 
setzes über die Ausübung der Zahnheilkunde 
vom 31. März 1952, BGBl. I, Seite 221); 


Artikel 4 

Wird in einem Aufnahmestaat von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme oder Aus- 
übung einer der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten 
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die Mitgliedschaft bei einer Berufsorganisation oder 
einer Einrichtung des öffentlichen Rechts verlangt 
oder ist diese Mitgliedschaft im Aufnahmestaat die 
gesetzliche Folge der Zulassung zur Ausübung der 
betreffenden Tätigkeit, so sorgt dieser Staat dafür, 
daß die Staatsangehörigen der anderen Mitglied- 
staaten 

— im Falle der Niederlassung der Berufsorganisa- 
tion oder der Einrichtung des öffentlichen Rechts 
unter den gleichen Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten und Pflichten beitreten wie die 
eigenen Staatsangehörigen. 

Diese Mitgliedschaft zieht das Wahlrecht, die 
Wählbarkeit sowie das Recht auf Übernahme 
von leitenden Positionen in der Berufsorganisa- 
tion oder der Einrichtung des öffentlichen Rechts 
nach sich. Diese leitenden Positionen können je- 
doch Inländern Vorbehalten werden, wenn die 
betreffende Berufsorganisation oder Einrichtung 
des öffentlichen Rechts auf Grund einer Rechts- 
vorschrift an der Ausübung der öffentlichen Ge- 
walt teilnimmt; 

— im Falle einer Dienstleistung von der Mitglied- 
schaft befreit werden. 

Der Mitgliedstaat kann jedoch dem Dienst- 
leistungserbringer vorschreiben, daß er, falls 
seine Dienstleistung einen vorübergehenden Auf- 
enthalt in seinem Hoheitsgebiet erfordert, die 
zuständige Behörde, die die Einhaltung der Be- 
rufsordnung überwacht, vorher oder im Dring- 
lichkeitsfalle nachträglich unterrichtet. 


Artikel 5 

Die Aufnahmestaaten sorgen dafür, daß Staats- 
angehörige der anderen Mitgliedstaaten die Befug- 
nis erhalten, einer Berufsorganisation privaten 
Rechts unter den gleichen Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten und Pflichten wie Inländer beizu- 
treten, soweit ihre berufliche Tätigkeit die Aus- 
übung dieser Befugnis mit sich bringt. 

Mit dem Beitritt ist das Wahlrecht und im Falle 
der Niederlassung die Wählbarkeit und das Recht 
auf Zugang zu den leitenden Positionen der betref- 
fenden Organisation verbunden. 

Artikel 6 

1. Verlangt ein Aufnahmestaat von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme einer der in 
Artikel 2 genannten Tätigkeiten den Nachweis der 
persönlichen Zuverlässigkeit, so erkennt dieser Staat 
bei Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten eine 
von der zuständigen Behörde des Heimat- oder Her- 
kunftstaates ausgestellte Bescheinigung an, aus der 
hervorgeht, daß die in diesem Mitgliedstaat für die 
Aufnahme der betreffenden Tätigkeit geforderten 
Bedingungen der persönlichen Zuverlässigkeit er- 
füllt sind. 

Wird im Heimat- oder Herkunftstaat für die Auf- 
nahme der betreffenden Tätigkeit ein derartiger 
Nachweis nicht verlangt, so erkennt der Aufnahme- 


staat bei Staatsangehörigen dieses Heimat- oder 
Herkunftstaates einen Strafregisterauszug und, so- 
weit der Strafregisterauszug nicht ausreicht, um das 
Vorliegen der im Aufnahmestaat geforderten Be- 
dingungen nachzuweisen, eine von der zuständigen 
Behörde des Heimat- oder Herkunftstaates ausge- 
stellte Bescheinigung an, die der im Aufnahmestaat 
geforderten Urkunde entspricht. 

2. Bestehen im Heimat- oder Herkunftstaat und im 
Aufnahmestaat Rechtsvorschriften über die Einhal- 
tung von Standesregeln bei der Ausübung einer der 
in Artikel 2 genannten Tätigkeiten, so erhält der 
Aufnahmestaat auf entsprechendes Ersuchen die er- 
forderlichen Auskünfte. Aus diesen müssen die ge- 
gen den Betreffenden verhängten Disziplinarstrafen 
und beruflichen Sanktionen ersichtlich sein. 

Die Mitgliedstaaten sorgen für die vertrauliche 
Übermittlung dieser Angaben. Die Mitgliedstaaten 
entscheiden weiterhin in eigener Zuständigkeit über 
die Rechtswirkungen, welche die in einem anderen 
Mitgliedstaat verhängten Disziplinarstrafen oder 
beruflichen Sanktionen in ihrem Hoheitsgebiet 
haben. 

3. Verlangt ein Mitgliedstaat von den Begünstig- 
ten für die Aufnahme oder die Ausübung einer der 
in Artikel 2 genannten Tätigkeiten den Nachweis, 
daß sie vorher nicht in Konkurs gegangen sind, und 
enthalten die für die Angehörigen der anderen Mit- 
gliedstaaten gemäß Absatz 1 und 2 erteilten Aus- 
künfte einen solchen Nachweis nicht, so nimmt der 
betreffende Staat von Angehörigen der anderen 
Mitgliedstaaten eine eidesstattliche Erklärung an, 
die der Betreffende vor der zuständigen Behörde, 
einem Notar oder einer entsprechend bevollmächtig- 
ten Berufsorganisation des Heimat- oder Herkunft- 
staates abgegeben hat. 

Verlangt ein Aufnahmestaat den Nachweis der 
finanziellen Leistungsfähigkeit, so erkennt er ent- 
sprechende Bescheinigungen von Banken des Heimat- 
oder Herkunftstaates als gleichwertig mit den in 
seinem eigenen Hoheitsgebiet ausgestellten Beschei- 
nigungen an. 

4. Verlangt ein Aufnahmestaat von seinen eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme oder die Aus- 
übung einer der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten 
ein Zeugnis über den körperlichen und geistigen 
Gesundheitszustand, so erkennt dieser Staat die 
Vorlage der im Heimat- oder Herkunftstaat gefor- 
derten Bescheinigung als ausreichenden Nachweis 
an. 

Wird im Heimat- oder Herkunftstaat für die Auf- 
nahme der betreffenden Tätigkeit kein derartiger 
Nachweis verlangt, so erkennt der Aufnahmestaat 
bei den Staatsangehörigen dieses Heimat- oder 
Herkunftstaates eine von dessen zuständigen Be- 
hörden ausgestellte Bescheinigung an, die den Be- 
scheinigungen des Aufnahmestaates entspricht. 

5. Die Bescheinigungen nach Absatz 1, 3 und 4 dür- 
fen bei ihrer Vorlage nicht älter als drei Monate 
sein. 
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6. Die Vorschriften dieses Artikels gelten für die 
Niederlassung von Staatsangehörigen eines Mit- 
gliedstaates in einem anderen Mitgliedstaat. 

7. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 12 festgesetzten Frist die für die Ausstellung 
vier vorgenannten Schriftstücke und Auskünfte zu- 
ständigen Behörden und Stellen und unterrichten 
darüber unverzüglich die anderen Mitgliedstaaten 
und die Kommision. 

Artikel 7 

1. Verlangt ein Aufnahmestaat von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme oder Aus- 
übung einer der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten 
die Erfüllung einer der in Artikel 6 aufgeführten 
Voraussetzungen, so erkennt der betreffende Mit- 
gliedstaat im Falle der Erbringung von Dienstlei- 
stungen bei den Dienstleistungserbringern der ande- 
ren Mitgliedstaaten anstelle der in Artikel 6 genann- 
ten Schriftstücke, Erklärungen und Bescheinigungen 
eine von der zuständigen Stelle des Heimat- oder 
Herkunftstaates ausgestellte Einheitsurkunde an. 

2. Die in Absatz 1 genannte Einheitsurkunde darf 
bei ihrer Vorlage nicht älter als 12 Monate sein. 

3. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 12 festgesetzten Frist die für die Erteilung 
der obengenannten Einheitsurkunde zuständigen 
Behörden und Stellen und unterrichten darüber un- 
verzüglich die anderen Mitgliedstaaten und die 
Kommision. 

Artikel 8 

1. Die Aufnahmestaaten erkennen den Staatsange- 
hörigen der anderen Mitgliedstaaten, die die Bedin- 
gungen von Artikel 1, 3, 5 und 7 der Richtlinie des 
Rates von . . . über die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Be- 
fähigungsnachweise für die selbständigen Tätig- 
keiten des Zahnarztes erfüllen, das Recht zu, die im 
Aufnahmestaat gültige rechtmäßige Berufsbezeich- 
nung und deren Abkürzung zu führen. 

2. Was Italien betrifft, so verleiht dieser Staat eine 
den besonderen Gegebenheiten angepaßte Berufs- 
bezeichnung, die der Berufsbezeichnung nach Arti- 
kel 7 der Richtlinie des Rates über die gegenseitige 
Anerkennung der zahnärztlichen Diplome, Prüfungs- 
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise ent- 
spricht. 


Artikel 9 

Verlangt ein Mitgliedstaat von seinen Staats- 
angehörigen für die Aufnahme einer der in Arti- 
kel 2 genannten Tätigkeiten eine Eidesleistung, so 
sorgt dieser Mitgliedstaat dafür, daß den Staats- 
angehörigen anderer Mitgliedstaaten, welche die 
Eidesformel des Aufnahmestaates nidit benutzen 
können, eine geeignete gleichwertige Formel zur 
Wahl gestellt wird. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsange- 
hörigen, die sich zur Ausübung einer der in Artikel 
2 genannten Tätigkeiten in einen anderen Mitglied- 
staat begeben, keinerlei Beihilfen, durdi die die 
Niederlassungsbedingungen verfälscht werden kön- 
nen. 

Artikel 11 

1. Verlangt ein Mitgliedstaat von seinen Staats- 
angehörigen für die Aufnahme einer der in Artikel 2 
genannten Tätigkeiten oder ihre Ausübung zugun- 
sten Sozialversicherter die Ableistung einer 'Vor- 
bereitungszeit, so kann er den von der vorliegenden 
Richtlinie Begünstigten die Erfüllung derselben Be- 
dingung vorschreiben. 

Er ist jedoch verpflichtet, sie insoweit davon zu 
befreien, als sie im Besitz eines von den zuständigen 
Behörden oder Stellen eines der Mitgliedstaaten 
ausgestellten Zeugnisses sind, aus dem sich die 
rechtmäßige praktische Ausübung der in Artikel 2 
genannten Tätigkeiten während eines Zeitraumes 
ergibt, dessen Dauer gleich der Dauer der vom 
Aufnahmestaat vorgesehenen Vorbereitungszeit ist. 

2. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 12 vorgesehenen Frist die für die Erteilung 
der vorerwähnten Bescheinigung zuständigen Be- 
hörden und Stellen. 

Artikel 12 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Maßnahmen in Kraft, um dieser Richtlinie innerhalb 
eines Jahres nach ihrer Bekanntgabe nachzukom- 
men, und unterrichten die Kommission unverzüglich 
darüber. 

Artikel 13 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


19 



Drucksache V/4012 Deutscher Bundestag — 5 Wab -leriode 


Vorschlag einer Richtlinie 

über die gegenseitige Anerkennung der zahnärztlichen Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 57 Absatz 1, 2 und 3 und Artikel 66; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ^), insbesondere auf Abschnitt V Absatz 1; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienst- 
leistungsverkehrs ^), insbesondere auf Abschnitt VI 
Absatz 1; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 57 Absatz 1 des Vertrages wer- 
den Richtlinien über die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befä- 
higungsnachweise erlassen. Außerdem setzt nach 
Artikel 57 Absatz 3 die Aufhebung der Beschrän- 
kungen insbesondere bei den ärztlichen Berufen eine 
Koordinierung der Bedingungen für die Berufsaus- 
übung voraus. 

Die in den einzelnen Mitgliedstaaten für die Zahn- 
arztausbildung geltenden Bedingungen lassen wegen 
ihrer Unterschiedlichkeit eine gegenseitige Aner- 
kennung nur nach einer vorherigen Koordinierung 
gemäß Artikel 57 Absatz 2 zu. Diese Koordinierung 
erfolgt durch die Richtlinie des Rates vom . . . 

Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige Befähi- 
gungsnachweise für Zahnärzte gibt es nur in fünf 
Mitgliedstaaten. Da der Mitgliedstaat, der diese 
Gruppe von Berufsangehörigen nicht kennt, die Auf- 
nahme und selbständige Ausübung der in Artikel 2 
Absatz 2 der Richtlinie des Rates vom . . . genannten 
zahnärztlichen Tätigkeiten vom Besitz eines Diploms 
über -eine abgeschlossene medizinische Ausbildung 
abhängig macht, muß sichergestellt werden, daß die 
Zahnärzte der fünf übrigen Mitgliedstaaten die Mög- 
lichkeit erhalten, ihre Tätigkeit in nächster Zukunft 
in diesem Mitgliedstaat auszuüben. Es erwies sich 
hierfür als zweckmäßig, eine ergänzende Ausbil- 
dungszeit im Aufnahmeland einzuführen, durch die 
für die Ausübung der fraglichen Tätigkeiten die 
zahnärztliche Ausbildung der ärztlichen Ausbildung 
in diesem Mitgliedstaat gleichgestellt wird. Umge- 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962 S. 36/62 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962 S. 32/62 


kehrt muß für die Personen, die nur ein Arztdiplom 
besitzen und in den Mitgliedstaaten, die hierfür eine 
besondere Ausbildung verlangen, die Aufnahme und 
Ausübung der zahnärztlichen Tätigkeiten beantra- 
gen, eine entsprechende Ergänzungsprüfung gefor- 
dert werden. 

Bei der Ausbildung der Fachzahnärzte muß die 
gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs- 
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise ver- 
wirklicht werden, soweit diese eine Voraussetzung 
für die Führung des Titels eines Fachzahnarztes 
sind, ohne eine Voraussetzung für die Zulassung 
zur Berufsausübung darzustellen. Die entsprechen- 
den Voraussetzungen der Mitgliedstaaten mit ein- 
schlägigen Bestimmungen auf diesem Gebiet sind 
einander so ähnlich, daß ihre gegenseitige Anerken- 
nung nur von der Annahme allgemeiner Kriterien 
durch die Mitgliedstaaten abhängt. 

Da eine Richtlinie über die gegenseitige Anerken- 
nung der Diplome nicht unbedingt die sadiliche 
Gleichwertigkeit der Ausbildungsgänge, die zu 
einem solchen Diplom führen, einschließt, darf die 
dem jeweiligen Ausbildungsgang entsprechende 
Ausbildungsbezeichnung im Aufnahmestaat nur in 
der Sprache des Heimatstaates geführt werden. 

Zur Erleichterung der Anwendung dieser Richt- 
linie durch die nationalen Verwaltungen können die 
Mitgliedstaaten vorsehen, daß Staatsangehörige, die 
die in der Richtlinie vorgeschriebenen Ausbildungs- 
bedingungen erfüllen, den zuständigen Behörden 
des Herkunftstaates zusammen mit ihrem Ausbil- 
dungsnachweis eine Bescheinigung darüber vorle- 
gen, daß es sich bei diesen Nachweisen um die in 
der Richtlinie genannten handelt — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN; 


Kapitel I: 

Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige 
Befähigungsnachweise des Zahnarztes 

Artikel 1 

Jeder Mitgliedstaat, der die Aufnahme und Aus- 
übung einer der in Artikel 2 der Richtlinie des Ra- 
tes vom . . . über die Verwirklichung der Nieder- 
lassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver- 
kehrs für die selbständigen Tätigkeiten des Zahn- 
arztes vom Besitz eines zahnärztlichen Diploms, 
Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befähigungsnach- 
weises abhängig macht, erkennt die von den an- 
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deren Mitgliedstaaten gemäß Artikel 1 der Richt- 
linie des Rates vom . . . zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungs vor schritten über die selb- 
ständigen Tätigkeiten des Zahnarztes ausgestellten 
nd in Artikel 2 auf geführten zahnärztlichen Diplo- 
me, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungs- 
s-achweise an und verleiht ihnen in seinem Hoheits- 
gebiet die gleiche Wirkung wie den von ihm ausge- 
stellten Diplome, Prüfungszeugnissen und sonstigen 
Befähigungsnachweisen . 

Artikel 2 

Als Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige 
Befähigungsnachweise im Sinne von Artikel 1 gel- 
ten: 

a) in Deutschland: 

1. das von den zuständigen Behörden der Län- 
der ausgestellte Zeugnis über die zahnärzt- 
liche Staatsprüfung, 

2. die nach dem 8. Mai 1945 von* den zuständi- 
gen Behörden der Sowjetischen Besatzungs- 
zone Deutschlands und des Sowjetsektors von 
Berlin ausgestellten Befähigungsnachweise, 
soweit eine Bescheinigung der zuständigen Be- 
hörden der Länder über die Gleichwertigkeit 
dieser Befähigtmgsnachweise mit den xmter 
Absatz 1 aufgeführten Befähigungsnachwei- 
sen vorliegt; 

b) in Belgien: 

das von der medizinischen Fakultät einer yni- 
versität oder vom Hauptprüfimgsausschuß aus- 
gestellte staatliche zahnärztliche Diplom (licenci4 
en scienoe dentaire); 

c) in Frankreich: 

das von der medizinischen oder medizinisch- 
pharmazeutischen Fakultät einer Universität aus- 
gestellte staatliche Diplom eines Zahnarztes 
(„diplöme legal de chirurgien-dentiste"); 

d) In Luxemburg: 

das vom staatlichen Prüfirngsausschuß ausge- 
stellte staatliche Diplom eines Doktors der Zahn- 
heilkunde („docteur en medecine dentaire"); 

e) in den Niederlanden: 

das Universitätsabschlußzeugnis eines Zahn- 
arztes („het universitaire getuigschrift van tan- 
darts"). 


Kapitel II 

Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige 
Befähigungsnachweise des Fachzahnarztes 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten mit einschlägigen Rechts- 
und Verwallungsvorschriften erkennen die von den 
anderen Mitgliedstaaten ausgestellten und in Ar- 


tikel 4 aufgeführten fachzahnärztlichen Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnach- 
weise für Kieferorthopäden an und verleihen ihnen 
in ihrem Hoheitsgebiet die gleiche Wirkung wie den 
Befähigungsnachweisen, die sie für die Aufnahme 
und Ausübung einer fachzahnärztlichen Tätigkeit 
ausstellen, soweit diese Befähigungsnachw^se den 
erfolgreithen Abschluß einer Fachausbildung von 
mindestens drei Jahren beweisen. 

Der Aufnahmestaat kann fordern, daß der Begün- 
stigte die Bedingungen einer zusätzlichen Ausbildung 
erfüllt, wenn die^Dauer der Weiterbildxing im Hei- 
mat- oder Herkunftstaat unter der in Absatz 1 ge- 
nannten Ausbildungsdauer liegt. 


Artikel 4 

Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige Befähi- 
gungsnachweise im Sinne von Artikel 3 sind: 

— in Deutschland: 

die von den Landeszahnärztekammem ausge- 
stellte Bescheinigxmg für Kieferorthopädie; 

— in den Niederlanden: 

das Universitätsäbschlußzeugnis für Kieferortho- 
pädie (»het universitaire getuigschrift van ortho- 
dontie"). 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten können den Staatsangehöri- 
gen der Mitgliedstaaten für den Erwerb von fach- 
zahnärztlichen Diplomen, Prüfungszeugnissen oder 
sonstigen Befähigungsnachweisen die Ausbildungs- 
bedingungen auferlegen, die sie hierfür ln ihren 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorsehen, 
wenn die betreffende Fachausbildung einen anderen 
Tätigkeitsbereich als die Kieferorthopädie im Sinne 
von Artikel 3 betrifft oder wenn im umgekehrten 
Falle keine Regelung im Heimat- oder Herkunft- 
staat darüber besteht. 


Artikel 6 

1. Die Einzelheiten der ergänzenden Ausbildung 
nach Artikel 3 und 5 werden vom Aufnahmestaat 
für jede Fachrichtung gesondert festgelegt. 

2. Der Aufnahmestaat rechnet jedoch die im Hei- 
mat- oder Herkunftstaat oder in einem Drittstaat er- 
worbene Ausbildung ganz oder zvaa Teil an, deren 
erfolgreicher Abschluß durch ein von den zuständi- 
gen Behörden des Heimat- oder Herkunftstaates 
ausgestelltes Diplom oder Prüfungszeugnis oder 
einen sonstigen Befähigimgsnachweis nachgewiesen 
wird, soweit sie der Ausbildung entspricht, die er 
für die betreffende Fachrichtung von seinen eigenen 
Staatsangehörigen verlangt. 

3. Die zuständigen Behörden und Stellen dieses 
Staates unterrichten den Betreffenden nach Über- 
prüfung der Fachausbildung anhand der vo'rgelegten 
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
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gungsnachweise -über die Dauer der ergänzenden j 
Ausbildung und der davon erfaßten Gebiete. | 


KAPITEL III 

Ergänzungsprüfungen 
Artikel 7 

1. Wenn in einem Heimat- oder Herkunftstaat die 
Aufnahme und Ausübung der in Artikel 2 der Richt- 
linie des Rates vom . . . (Richtlinie „Aufhebung der 
Beschränkungen für die Tätigkeiten des Zahn- 
arztes") genannten Tätigkeiten vom Besitz eines 
ärztlichen Diploms, Prüfungszeugnisses oder sonsti- 
gen Befähigungsnachweises abhängt, kann der Auf- 
nahmestaat von Staatsangehörigen, die Inhaber 
eines ärztlichen Diploms, Prüfungszeugnisses oder 
sonstigen Befähigungsnachweises sind, verlangen, 
daß sie eine ergänzende Prüfung ablegen, um ihre 
Ausbildung für die betreffenden Tätigkeiten der 
Ausbildung der Zahnärzte in diesem Mitgliedstaat 
gleichwertig zu machen. 

Diese ergänzend Prüfung darf jedoch nicht ver- 
langt werden, 

a) wenn die Staatsangehörigen des Heimat- oder 
Herkunftstaates neben dem Arztdiplom ein 
Diplom, Prüfungszeugnis oder einen sonstigen 
Befähigungsnachweis auf dem Gebiet der Stoma- 
tologie oder der Zahnheilkunde besitzen; 

b) wenn der Aufnahmestaat seine eigenen Staats- 
angehörigen, die nur das Arztdiplom besitzen, 
zur Ausübung dieser Tätigkeiten zuläßt. 

2. Die Ausbildung, deren Abschluß die ergänzende 
Prüfung nach Absatz 1 darstellt, darf höchstens in 
einem zweijährigen theoretischen und praktischen 
Studium bestehen; das Programm richtet sich nach 
dem Unterschied zwischen den in diesem Staat für 
den Erwerb eines zahnärztlichen Diploms, Prüfungs- 
zeugnisses oder sonstigen Befähigungsnachweises 
festgesetzten Mindestausbildungserfordernissen und 
den im Heimat- oder Herkunftstaat für den Erwerb 
eines Diploms, Prüfungszeugnisses oder sonstigen 
Befähigungsnachweises bestehenden Erfordernissen. 

Artikel 8 

1. Macht ein Mitgliedstaat die Aufnahme und Aus- 
übung der zahnärztlichen Tätigkeiten von dem Be- 
sitz eines ärztlichen Diploms, Prüfungszeugnisses 
oder sonstigen Befähigungsnachweises abhängig, so 
kann dieser Staat von den Staatsangehörigen, die 
Inhaber eines der in Artikel 2 dieser Richtlinie ge- 
nannten Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstigen 
Befähigungsnachweise sind, verlangen, daß sie eine 
ergänzende Prüfung ablegen, um ihre Ausbildung 
auf den fraglichen Gebieten der ärztlichen Ausbil- 
dung dieses Mitgliedstaates gleichwertig zu machen. 

2. Die Einzelheiten der in Absatz 1 genannten er- 
gänzenden Ausbildung werden vom Aufnahmestaat 
in folgender Weise festgelegt: 


ihre Dauer darf zwei Jahre nicht übersteigen; 

— ihr Programm umfaßt ein theoretisches und 
praktisches Studium und richtet sich nach dem 
Unterschied zwischen den im Aufnahmestaat für 
den Erwerb eines ärztlichen Diploms, Prüfungs- 
zeugnisses oder sonstigen Befähigungsnach- 
weises festgesetzten und im Heimat- oder Her- 
kunftstaat für den Erwerb des in Artikel 2 ge- 
nannten Diploms, Prüfungszeugnisses oder son- 
stigen Befähigungsnachweises bestehenden Aus- 
bildungserfordernissen; 

— sie erfolgt als Vollzeitausbildung in ekier Uni- 
versitätsklinik unter der Aufsicht der zustän- 
digen Behörden oder Stellen. 

3. Die zuständigen Behörden oder Stellen des Auf- 
nahmestaates erteilen den Begünstigten nach Über- 
prüfung der tatsächlichen Ableistung der vorgenann- 
ten ergänzenden Ausbildung eine Bescheinigung dar- 
über sowie einen dieser Sachlage entsprechenden 
Befähigungsnachweis; die Erteilung dieser Bescheini- 
gungen darf nicht vom Bestehen einer Prüfung ab- 
hängig gemacht werden. 

4. Die in Absatz 1 genannte zusätzliche Ausbildung 
kann nur bis zur Anwendung der Empfehlung des 
Rates vom . . . über die Einführung einer Univer- 
sitätsausbildung für Zahnärzte in Italien gefordert 
werden. 


KAPITEL IV 

Führung der Ausbildungsbezeichnung 
Artikel 9 

1. Die Aufnahmestaaten gestatten den Staatsange- 
hörigen der Mitgliedstaaten, die die Voraussetzun- 
gen von Artikel 1 und 3 erfüllen, die Führung ihrer 
im Heimat- oder Herkunftstaat gültigen rechtmäßi- 
gen Ausbildungsbezeichnung und deren Abkürzung 
in der Sprache dieses Staates. Daneben können 
Name und Ort der Lehranstalt oder des Prüfungs- 
ausschusses, der diese Berufsbezeichnung verliehen 
hat, aufgeführt werden. 

Ein Verzeichnis der in Absatz 1 genannten Aus- 
bildungsbezeichnungen und Abkürzungen ist als An- 
lage 1 beigefügt. 

2. Das Recht auf Führung einer anderen als der in 
Anlage 1 . genannten Ausbildungsbezeichnung be- 
stimmt sich nach den Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften des Aufnahmestaates, 


KAPITEL V 

Schlußbestimmungen 
Artikel 10 

Der Aufnahmestaat kann von den Staatsangehöri- 
gen der anderen Mitgliedstaaten verlangen, daß sie 
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zusammen mit den in Artikel 1 und 3 genannten 
Diplomen, Prüfungszeugnissen und sonstigen Befähi- 
gungsnachweisen ein Zeugnis der zuständigen Be- 
hörden oder Stellen ihres Heimat- oder Herkunft- 
staates vorlegen, in dem bescheinigt wird, daß sie 
eines der in den genannten Artikeln aufgeführten 
Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstigen Befähi- 
gungsnachweise besitzen und zu diesem Zweck alle 
in ihrem Heimat- oder Herkunftstaat geltenden ein- 
schlägigen Ausbildungsbedingungen erfüllt haben. 


Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 12 vorgesehenen Frist für die Erteilung der 
in Artikel 6 Absatz 3, Artikel 9 Absatz 3 und Arti- 
kel 11 genannten Zeugnisse zuständigen Behörden 
und Stellen und unterrichten darüber unverzüglich 
die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission. 


Artikel 12 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft, um dieser Richtlinie innerhalb 
eines Jahres nach ihrer Bekanntgabe nachzukom- 
men, und unterrichten die Kommission unverzüglich 
darüber. 

Artikel 13 

Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission über alle späte- 
ren wesentlichen Entwürfe von Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften, die sie im sachlichen Anwen- 
dungsbereich dieser Richtlinie zu erlassen beabsich- 
tigen, so rechtzeitig, daß diese sich dazu äußern 
kann. 

Artikel 14 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anlage 1 


Verzeichnis der Ausbildungsbezeichnungen 


Deutschland 

Belgien 

Frankreich 

Luxemburg 

Niederlande 


— Zahnarzt 

— Kieferorthopäde 

— licencie en Science dentaire 

— chirurgien-dentiste 

— docteur en medecine dentaire 

— tandarts 

— tandarts gespecialiseerd in orthodontie 

in mondchirurgie 
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Vorschlag einer Richtlinie 

zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor Schriften 
für die selbständigen Tätigkeiten des Zahnarztes 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemieinschaft, insbesondere auf 
Artikel 57 Absatz 2 und 3 und Artikel 66; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit ’), insbesondere auf Abschnitt IV-D und 
Anlage III, Gruppe 822; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienst- 
leistungsverkehrs insbesondere auf Abschnitt 
V-C; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Nach Artikel 57 Absatz 3 setzt die Aufhebung 
der Beschränkungen für die ärztlichen Berufe eine 
Koordinierung der Bedingungen für die Berufs- 
ausübung in den Mitgliedstaaten voraus. 

Eine zufriedenstellende Koordinierung im Sinne 
von Artikel 57 Absatz 3 muß aus Gründen der 
öffentlichen Gesundheit sowohl den Tätigkeits- 
bereich betreffen, zu dem die Zahnärzte zugelassen 
werden sollen, als auch die hierfür vorzuschreiben- 
den Mindestausbildungsbedingungen. Darüber hin- 
aus soll die Koordinierung der Ausbildungsbedin- 
gungen auch die gegenseitige Anerkennung der 
zahnärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse und son- 
stigen Befähigungsnachweise ermöglichen, die Ge- 
genstand der Richtlinie des Rates vom . . . ist. 

Was den Tätigkeitsbereich anbelangt, so ist aus 
Gründen der öffentlichen Gesundheit festzulegen, 
welche Zuständigkeit die Zahnärzte haben; es wurde 
für zweckmäßig erachtet, in diesem Zusammenhang 
innerhalb der Gemeinschaft nach einer gemeinsamen 
Abgrenzung des Tätigkeitsbereichs der betreffenden 
Berufsangehörigen zu streben. 

Bei der Koordinierung der Ausbildungsbedingun- 
gen wurde es nicht für zweckmäßig erachtet, in allen 
Mitgliedstaaten ein einheitliches Ausbildungspro- 
gramm vorzuschreiben. Vielmehr soll den Universi- 
täten größtmögliche Freiheit gelassen werden. Folg- 
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lieh besteht die beste Lösung darin, gewisse Min- 
destgrundsätze für die Ausbildung festzulegen, die 
den Mitgliedstaaten die notwendigen Sicherheiten 
für die gegenseitige Anerkennung der diesen Min- 
destnormen entsprechenden Ausbildungsnachweise 
bieten. 

Die im Rahmen dieser Richtlinie verwirklichte 
Koordinierung der Bedingungen für die Berufsiaus- 
übung würde für notwendig und ausreichend ange- 
sehen, um den Mitgliedstaaten die Aufhebung der 
Beschränkungen für die selbständigen Tätigkeiten 
des Zahnarztes zu ermöglichen, die Gegenstand der 
Richtlinie des Rates vom . . . über die Verwirklichung 
der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienst- 
leistungsverkehrs für die selbständigen Tätigkeiten 
des Zahnarztes ist. Sie darf aber eine weitere Koordi- 
nierung nicht ausschließen, da diese Richtlinie nur 
eine Stufe auf dem Wege zur Harmonisierung der 
Bedingungen für die Ausübung der zahnärztlichen 
Tätigkeiten in der Gemeinschaft darstellt — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


KAPITEL I 

Ausbildungs Voraussetzungen 
Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten machen die Aufnahme und 
Ausübung der Tätigkeiten des Zahnarztes im Sinne 
von Artikel 2 der Richtlinie des Rates vom . . . vom 
Besitz eines Diploms, Prüfungszeugnisses oder son- 
stigen Befähigungsnachweises über den erfolgrei- 
chen Abschluß einer Hochschulausbildung von min- 
destens fünf Jahren abhängig, die den folgenden 
Mindestanforderungen entspricht. 

2. Die Zulassung zu dieser Ausbildung setzt den 
Besitz eines Diploms oder Zeugnisses voraus, das in 
einem Mitgliedstaat für das betreffende Studium 
die Zulassung zu den Hochschulen ermöglicht. 

3. Die fünfjährige Hochschulausbildung muß einen 
theoretischen und praktischen Unterricht von min- 
destens 5000 Stunden umfassen, und zwar: 

— in folgenden Pflichtfächern: 
a) Grundfächer 
Chemie 
Physik 
Biologie 
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b) medizinisch-biologische und allgemein-medi- 
zinische Fächer 

Mathematik und Statistik 

Anatomie 

Embryologie 

Histologie einschließlich Zellenlehre 
Physiologie 

Biochemie (oder physiologische Chemie) 
patholo gischte Anatomie 
allgemeine Pathologie 

Grundzüge der medizinischen und chirurgi- 
schen Pathologie (innere und äußere) 
Pharmakologie 
Mikrobiologie 

Hygiene — Prophylaxe und Epidemiologie 
Röntgen- und Strahlenheilkunde 
Physiotherapie 
allgemeine Chirurgie 

innere Medizin einschließlich Kinderheilkunde 
Hals-, Nasen- und Ohrenheilkunde 
Haut- und Geschlechtskrankheiten 
Grundzüge der allgemeinen Psychologie — 
Psychopathologie und Neuropathologie 

c) spezifische Fächer der Zahn-, Mund- und 
Kioferheilkunde 

Prolhotik 

/.dinärztliche Materialien 

kons't'rvierende Zahnheilkunde einschließlich 

/.(dinheilkunde für Kinder 

Anästhesie 

spezielle Chirurgie 

spezielle Pathologie 

Zahn- und Mundheilklinik 

Kieferorthopädie 

Paradontologie 

Berufskunde, Standesordnung und Gesetz- 
gebung 

— mit folgenden Mindeststundenzahlen: 

a) Grundfächer 300 Stunden 

b) medizinisch-biologische und 
allgemein-medizinische Fächer 1 500 Stunden 

c) spezifische Fächer der Zahn-, 

Mund- und Kieferheilkunde 2 800 Stunden 

Die erforderliche Aufteilung der restlichen 400 
Stunden, die an der genannten Gesamtzahl von 
5000 Stunden noch fehlen, wird den Mitglied- 
staaten überlassen. 

Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten »sorgen dafür, daß die zur Er- 
langung eines Diploms, Prüfungszeugnisses oder 
sonstigen Befähigungsnachweises führende fach- 
zahnärztliche Ausbildung mindestens die nach- 
stehenden Bedingungen erfüllt: 


a) sie setzt den Besitz eines der in Artikel 1 ge- 
nannten zahnärztlichen Diplome, Prüfungszeug- 
nisse oder sonstigen Befähigungsnachweise 
voraus; 

b) sie umfaßt sowohl einen theoretischen Unter- 
richt als auch eine praktische Ausbildung; 

c) sie muß in einer Universitätsklinik oder gege- 
benenfalls in einem hierzu von den zuständigen 
Behörden und Stellen zugelassenen Krankenhaus 
erfolgen; 

d) die Fachzahnarztanwärter müssen in den betref- 
fenden Abteilungen persönlich zur Mitarbeit und 
zur Verantwortung herangezogen werden. 

2. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der 
in Artikel 5 vorgesehenen Frist die für die Aus- 
stellung der in Absatz 1 genannten Befähigungs- 
nachweise zuständigen Behörden und Stellen. 


KAPITEL II 
Tätigkeitsbereich 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die Zahn- 
ärzte zur Aufnahme und Ausübung der Tätigkeiten 
der Diagnose und Behandlung von Zahn-, Mund- 
und Kieferkrankheiten zugelassen werden; eine 
Ausnahme bilden die Krankheiten, deren Behand- 
lung in den Rahmen der allgemeinen Medizin gehört. 

2. Die in Absatz 1 genannten Tätigkeiten werden 
unter Beachtung der Standesregeln durchgeführt; 
die Mitgliedstaaten schaffen durch den Erlaß ge- 
eigneter Vorschriften die Möglichkeit, Verstöße da- 
gegen zu ahnden. 


KAPITEL in 
Erworbene Rechte 

Artikel 4 

Bei Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten, deren 
Ausbildungsanforderungen vor Anwendung dieser 
Richtlinie nicht der Vorschrift von Artikel 1 ent- 
sprechen, erkennt jeder Mitgliedstaat die von den 
anderen Mitgliedstaaten ausgestellten zahnärzt- 
lichen Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen 
Befähigungsnachweisen als ausreichenden Nachweis 
an, sofern gleichzeitig eine Bescheinigung über die 
tatsächliche und rechtmäßige Ausübung der betref- 
fenden Tätigkeiten während mindestens fünf auf- 
einanderfolgender Jahre vorgelegt wird. 


KAPITEL IV 
Schlußbestimmungen 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie innerhalb eines 
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Jahres nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
setzen die Kommission hierüber unverzüglich in 
Kenntnis. 

Da jedoch zu der in Artikel 1 vorgesehenen Hoch- 
schulausbildung nur schrittweise übergegangen wer- 
den soll, kann ihre Einführung über einen Zeitraum 
von fünf Jahren verteilt werden. 


Artikel 6 

Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission über alle spä- 
teren wesentlichen Entwürfe von Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften, die sie im sachlichen Anwen- 
dungsbereich dieser Richtlinie zu erlassen beabsich- 
tigen, so rechtzeitig, daß diese sich hierzu äußern 
kann. 


Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Empfehlung des Rates 
über die Einführung der Hochschulausbildung für Zahnärzte 

in Italien 

(Vorschlag der Kommission an den Rat) 


DER RAT — 

in Genehmigung der Richtlinien zur Festlegung 
der Einzelheiten der Verwirklichung der Nieder- 
lassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver- 
kehrs auf dem Gebiet der selbständigen zahnärzt- 
lichen Tätigkeiten; 

in der Feststellung, daß es diese Gruppe von Be- 
ruf sangehörigen in Italien nicht gibt; 

in der Erwägung, daß die wissenschaftliche Ent- 
wicklung der Zahnheilkunde und die Erfordernisse 
der Bevölkerung auf zahnärztlichem Gebiet für die 
Einführung dieser besonderen Hochschulausbildung 
sprechen; 

in dem Bestreben, die Freizügigkeit der Zahnärzte 
innerhalb der Gemeinschaft zu erleichtern; 

empfiehlt der italienischen Regierung, anhand der 
in den genannten Richtlinien enthaltenen Mindest- 
kriterien die Hochschulausbildung für Zahnärzte ein- 
zuführen. 
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Vorschlag einer Empfehlung des Rates 
betreffend die Staatsangehörigen 
des Großherzogtums Luxemburg, 
die Inhaber eines in einem Drittstaat ausgestellten ärztlichen 
oder zahnärztlichen Diploms sind 

(Vorschlag der Kommission an den Rat) 


DER RAT — 

in Genehmigung der Richtlinie über die gegen- 
seitige Anerkennung der Diplome, Prüfungszeug- 
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise des Arz- 
tes und des Zahnarztes; 

in der Feststellung, daß der Wortlaut dieser Richt- 
linien nur die in einem Mitgliedstaat ausgestellten 
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise betrifft; 

in dem Bestreben, der besonderen Lage der luxem- 
burgischen Staatsangehörigen Rechnung zu tragen, 
die ihr Studium in einem Drittstaat absolviert haben, 


da das Großherzogtum Luxemburg keine eigene Uni- 
versität besitzt; 

empfiehlt den Regierungen der anderen Mitglied- 
staaten, den Staatsangehörigen des Großherzogtums 
Luxemburg, die Inhaber eines von einem Drittstaat 
ausgestellten und lim Sinne des luxemburgischen Ge- 
setzes vom 5. August 1939 und des Großherzoglichen 
Erlasses vom 3. Februar 1940 anerkannten ärztlichen 
oder zahnärztlichen Diploms sind, die Aufnahme und 
Ausübung der selbständigen Tätigkeiten des Arztes 
oder Zahnarztes in der Gemeinschaft durch Anerken- 
nung dieses Diploms in ihrem Hoheitsgebiet zu er- 
leichtern. 
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Begründung 


A. Vorschlag einer Richtlinie 

über die Verwirklichung der Niederlassungsireiheit und des freien Dienst- 
leistungsverkehrs für die selbständigen Tätigkeiten des Arztes 


1. Ziel der Richtlinie 

Nach den vom Rat am 18. Dezember 1961 erlassenen 
Allgemeinen Programmen zur Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs müssen die diskrimi- 
nierenden Beschränkungen für die unter Gruppe 822 
von Anlage III des Allgemeinen Programms zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit fallenden Tätigkeiten vor Ablauf der dritten 
Stufe beseitigt werden. Hierzu gehören alle Tätig- 
keiten auf dem Gebiet des Gesundheitswesens. Auf 
Grund ihrer Eigenart und der für sie erforderlichen 
besonderen Ausbildung wurden die Tätigkeiten des 
Arztes jedoch aus diesem Tätigkeitsbereich ausge- 
klammert und zum Gegenstand dieser Richtlinie ge- 
macht. 

Gemäß Artikel 54 Absatz 2 und Artikel 63 Absatz 2 
des Vertrages betrifft diese Richtlinie die Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs für die Tätigkeiten des 
Arztes. Auf Grund dieser Vertragsartikel ist der Rat 
verpflichtet, den Wirtschafts- und Sozialausschuß 
sowie das Europäische Parlament zu hören, bevor er 
die Richtlinie mit qualifizierter Mehrheit erläßt. 


2. Prüfung der Artikel 
Artikel 2 

Diese Richtlinie gilt für die selbständigen Tätig- 
keiten des Arztes. Der Vertrag und die Allgemeinen 
Programme beziehen sich häufiger auf Tätigkeiten 
als auf Berufe. Daher muß der Begriff Tätigkeit den 
Vorrang vor dem Begriff Beruf haben. Im übrigen 
bildet der Beruf ein soziologisches Ganzes, dessen 
Bestandteile voneinander zu trennen nicht immer 
einfach oder wünschenswert ist. So beziehen sich 
die Verfasser des Vertrages zwar in Artikel 57 Ab- 
satz 3 auf „die ärztlichen Berufe", sprechen aber in 
Artikel 60 von den „freiberuflichen Tätigkeiten". 

Aus diesem Grunde wurde für den Anwendungs- 
bereich dieser Richtlinie der Ausdruck „selbständige 
Tätigkeiten des Arztes" gewählt, der dem Begriff 
Tätigkeit den Vorrang gibt, ohne den Begriff des 
Berufes auszuschalten, da auf den Arzt Bezug ge- 
nommen wird. 

Artikel 3 

Zu den zu beseitigenden Beschränkungen gehören 
insbesondere jene, die in Frankreich für die Inhaber 
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des Universitätsdiploms und in Belgien für die In- 
haber der staatlichen Diplome ohne rechtliche Wir- 
kung gelten. Diese beiden Mitgliedstaaten stellen 
den Staatsangehörigen der anderen Mitgliedstaaten 
derartige Diplome anstelle der und als Ersatz für die 
ihren eigenen Staatsangehörigen erteilten Diplome 
aus, die entweder staatliche Diplome sind oder 
rechtliche Wirkung haben. 

Im Rahmen dieses Artikels sind daher derartige 
diskriminierende Bestimmungen zu erfassen, soweit 
der durch das eine oder andere Diplom nachgewie- 
sene Ausbildungsgang dem Ausbildungsgang gleich- 
wertig ist, der durch die staatlichen Diplome nach- 
gewiesen wird; die Inhaber solcher Diplome können 
daher künftig die in der Richtlinie genannten Tätig- 
keiten mit den gleichen Rechten und Pflichten wie 
die eigenen Staatsangehörigen des Niederlassungs- 
staates ausüben. 


Artikel 4 und 5 

Diese Artikel betreffen die Mitgliedschaft oder den 
Beitritt zu einer Berufsorganisation. Bei den freien 
Berufen hat man es für zweckmäßig gehalten, den 
Fall der öffentlich-rechtlichen Berufsorganisation, die 
die Mitgliedschaft nach sich zieht, und den Fall der 
privatrechtlichen Berufsorganisation, die einen Bei- 
tritt erlaubt, in verschiedenen Artikeln zu behan- 
deln. 

In den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, die die 
Mitgliedschaft bei einer öffentlich-rechtlichen Berufs- 
organisation vorsehen, sind Niederlassungsrecht und 
Dienstleistungsverkehr niemals getrennt behandelt 
worden (und hätten auch in der Praxis niemals ge- 
trennt behandelt werden können). Im Falle der Er- 
bringung von Dienstleistungen war man jedoch der 
Ansicht, daß eine Mitgliedschaft nicht unbedingt er- 
forderlich ist, da der Dienstleistungserbringer seine 
Tätigkeit nur vorübergehend ausübt und ansonsten 
nicht in das Berufsleben des Aufnahmelandes ein- 
gegliedert ist; der aufnehmende Mitgliedstaat hat 
jedoch darüber zu befinden, ob der Dienstleistungs- 
erbringer nicht der öffentlich-rechtlichen Berufsorga- 
nisation unterstellt werden muß. Dazu wird in der 
Richtlinie die Möglichkeit vorgesehen, dem Dienst- 
leistungserbringer vorzuschreiben, daß er der zu- 
ständigen Behörde vorher seine Leistungserbringung 
anzeigt, damit die Berufsorganisation sich über seine 
Tätigkeit unterrichten kann. 

Artikel 5 dient der Durchführung von Titel III A Ab- 
satz i des Allgemeinen Programms „Niederlassungs- 
freiheit". Für den Dienstleistungsverkehr gilt der 
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für die früheren Richtlinien des Rates maßgebende 
Grundgedanke. 

Artikel 6 und 7 

Diese beiden Artikel betreffen die Voraussetzung 
der persönlichen Zuverlässigkeit. Hierbei werden 
für das Niederlassungsrecht (Artikel 6) und für den 
Dienstleistungsverkehr (Artikel 7) zwei Aspekte be- 
rücksichtigt: einmal die Bedingungen für die Auf- 
nahme der Tätigkeiten und zum anderen die bei der 
Ausübung dieser Tätigkeiten zu beachtenden Vor- 
aussetzungen. 

Diese Vorschriften, die in erster Linie für die freien 
Berufe gelten, sollen den Mitgliedstaaten bei der 
Verwirklichung des Niederlassungsrechts alle erfor- 
derlichen Sicherheiten hinsichtlich der beruflichen 
Zuverlässigkeit geben. Diese Vorschriften stützen 
sich auf das zwischen den Mitgliedstaaten bei der 
gegenseitigen Anerkennung der im Aufnahmeland 
geforderten Unterlagen bestehende Vertrauensver- 
hältnis. 

Artikel 6 Absatz 1 betrifft den für die Aufnahme 
der Tätigkeit zu erbringenden Nachweis der persön- 
lichen Zuverlässigkeit. Unterabsatz 1 bezieht sich 
auf die Fälle, in denen dieser Nachweis im Heimat- 
imd im Aufnahmeland gefordert wird; in diesem 
Falle gilt der Grundsatz des gegenseitigen Ver- 
trauens. Unterabsatz 2 bezieht sich auf die Fälle, in 
denen dieser Nachweis nur im Aufnahmeland gefor- 
dert wird; der betreffende Mitgliedstaat verlangt von 
den Staatsangehörigen des Heimatstaates einen Straf- 
registerauszug und, falls von den eigenen Staats- 
angehörigen daneben weitere Urkunden gefordert 
werden, eine zusätzliche gleichwertige Urkunde. 

Absatz 2 betrifft die im Heimat- und im Aufnahme- 
staat bestehenden Standesregeln, die bei der Aus- 
übung der betreffenden Tätigkeit eingehalten wer- 
den müssen. Der Heimatstaat muß dem Aufnahme- 
staat die erforderlichen Auskünfte erteilen. Werden 
solche Nachweise nur im Aufnahmestaat gefordert, 
so erhält dieser Staat die erforderlichen Sicherheiten 
mit der in Absatz 1 Unterabsatz 2 vorgesehenen 
Bescheinigung. Diese Bescheinigung, die zum Zeit- 
punkt des Antrags auf Aufnahme der Tätigkeit im 
Aufnahmeland ausgestellt wird, deckt zwangsläufig 
den im Heimatstaat zurückgelegten Tätigkeitszeit- 
raum. 

Absatz 4 behandelt die im Heimat- und im Auf- 
nahmestaat bestehende Voraussetzung des Voll- 
besitzes der körperlichen und geistigen Kräfte, die 
für die Aufnahme und Ausübung der beruflichen 
Tätigkeiten gegeben sein muß. Hierbei wird das in 
Absatz 2 beschriebene Verfahren angewendet. 


Wie im Falle der in Absatz 1 Unterabsatz 1 genann- 
ten Bedingung der persönlichen Zuverlässigkeit 
kann der durch diese Richtlinie Begünstigte um die 
Vorlage der entsprechenden Unterlagen seines Hei- 
matstaates gebeten werden. 

Artikel 8 

Den Begünstigten muß die Führung der Berufs- 
bezeichnung des Aufnahmelandes ermöglicht wer- 
den, da die Ausübung der Tätigkeiten behindert 
würde, wenn die Berufsbezeichnung nicht geführt 
werden dürfte. Diese Vorschrift mußte daher in diese 
Richtlinie aufgenommen werden. 

Artikel 11 

Die deutschen Rechtsvorschriften sehen vor, daß ein 
Arzt, der seine Tätigkeit für Sozialversicherte aus- 
zuüben wünscht, eine Vorbereitungszeit von 18 Mo- 
naten im Rahmen der Sozialversicherungskassen ab- 
leisten muß; diese Bestimmung bezweckt eine bes- 
sere Verteilung der Ärzteschaft, insbesondere in 
ländlichen Gebieten. Sie ermöglicht es den Ange- 
hörigen dieses Berufes ferner, sich mit den Rege- 
lungen der Sozialversicherung vertraut zu machen. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß sich das Problem der 
Verteilung der Ärzteschaft auch in anderen Mit- 
gliedstaaten stellt, die jedoch nicht wie Deutschland 
eine Vorbereitungszeit eingeführt haben. 

Im übrigen ist hervorzuheben, daß mit der in 
Deutschland vorgeschriebenen Vorbereitungszeit 
mittelbar ein Äusbildungsproblem verbunden ist, 
nämlich die Frage der Erweiterung der Ausbildung 
des praktischen Arztes. Von einigen Seiten würde 
es in der Tat begrüßt werden, wenn der praktische 
Arzt nach seinem Studium ein Krankenhausprakti- 
kum von bestimmter Dauer ableisten müßte, damit 
so die Laufbahn des praktischen Arztes gegenüber 
der des Facharztes aufgewertet würde. Würde ein 
solches Praktikum in allen Mitgliedstaaten einge- 
führt, so könnte die Bundesrepublik Deutschland 
die Vorbereitungszeit leichter abschaffen. Diese Er- 
weiterung der Ausbildung des praktischen Arztes 
ist zwar zweckmäßig, es wurde aber für verfrüht 
gehalten, sie im Rahmen dieser Richtlinien vorzu- 
schreiben. 

Um die Entscheidungen, die zur Lösung des letzt- 
genannten Problems zu treffen sind, nicht vorzube- 
lasten, sieht der Richtlinienvorschlag lediglich eine 
Maßnahme vor, die geeignet ist, in der nächsten 
Zukunft den Angehörigen der anderen Mitglied- 
staaten in Deutschland den Zugang zu den ärztlichen 
Tätigkeiten zu erleichtern; sie besteht darin, diesen 
Staatsangehörigen die Ableistung der Vorberei- 
tungszeit insoweit zu erlassen, als sie eine gleich- 
wertige praktische Erfahrung nachweisen können. 
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B. Vorschlag einer Richtlinie 

über die gegenseitige Anerkennung der ärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse 
und sonstigen Befähigungsnachweise 


L Ziel der Richtlinie 

Gemäß Artikel 57 des Vertrages setzt diese Richt- 
linie die Einzelheiten der gegenseitigen Anerken- 
nung der ärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse und 
sonstigen Befähigungsnachweise fest. Sie bezieht 
sich auf zwei Arten von Ausbildungsnachweisen, 

1. die für die Aufnahme der ärztlichen Tätigkeiten 
gesetzlich vorgeschriebenen Diplome, Prüfungs- 
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise, 
d. h. Zeugnisse über den Abschluß des Medizin- 
studiums; 

2. die fachärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse 
und sonstigen Befähigungsnachweise, die in den 
meisten Fällen zwar nicht für die Aufnahme der 
fachärztlichen Tätigkeiten gefordert werden, aber 
dennoch eine Voraussetzung für das Führen des 
fachärztlichen Titels darstellen, d. h. die Ab- 
schlußzeugnisse über die fachärztliche Ausbil- 
dung. 

Es wurde für notwendig erachtet, daß die Mitglied- 
staaten vor oder gegebenenfalls gleichzeitig mit 
dem Erlaß dieser Richtlinie ihre Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften über die Ausstellung der ärzt- 
lichen und fachärztlichen Diplome, Prüfungszeug- 
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise an die 
Mindestausbildungserfordernisse im Sinne der Richt- 
linie des Rates vom . . . über die Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die selb- 
ständigen Tätigkeiten des Arztes angleichen oder 
sich zu dieser Angleichung verpflichten. Daher wird 
in den Artikeln der vorliegenden Richtlinie wieder- 
holt auf den einen oder anderen Artikel dieser 
Richtlinie verwiesen, um hervorzuheben, unter wel- 
chen Bedingungen die gegenseitige Anerkennung 
der ärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse und son- 
stigen Befähigungsnachweise erfolgen muß. 

Da die Ausbildungsvoraussetzungen für die Auf- 
nahme und Ausübung der unselbständigen ärzt- 
lichen Tätigkeiten in allen Mitgliedstaaten die glei- 
chen sind wie für die Aufnahme und Ausübung der 
selbständigen ärztlichen Tätigkeiten, schien es an- 
gebracht, diese Richtlinie so abzufassen, daß ihre 
Bestimmungen sowohl für die unselbständigen als 
auch für die selbständigen Ärzte gelten. 

Es ist hervorzuheben, daß für die unselbständigen 
Arzte auf Grund und nach Maßgabe der Verordnun- 
gen über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer bereits 
die Freizügigkeit besteht. Da diese Verordnungen 
aber das Problem der gegenseitigen Anerkennung 
der Diplome nicht gelöst haben, wird die Freizügig- 
keit der unselbständigen Ärzte nun dadurch erleich- 
tert, daß die vorliegende, im Rahmen des Nieder- 
lassungsrechts für die selbständigen Ärzte erlassene 
Richtlinie auch auf sie ausgedehnt wird. 


Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß die gegen- 
seitige Anerkennung der Diplome dem Wunsch ent- 
spricht, den Austausch von Staatsangehörigen der 
Mitgliedstaaten, die im Besitz eines Zeugnisses über 
ein abgeschlossenes Medizinstudium oder ein fach- 
ärztliches Studium sind — ohne Rücksicht darauf, ob 
diese Diplome im Fieimatstaat oder in einem anderen 
Mitgliedstaat erworben wurden — so weit zu er- 
leichtern, wie dies im Augenblick und namentlich, 
solange die Bedingungen für die ärztliche Ausbil- 
dung noch nicht harmonisiert sind, möglich ist. In 
Anwendung einerseits der Konvention des Europa- 
rates vom 11. Dezember 1953 und andererseits der 
vorliegenden Richtlinie soll jeder Inhaber eines 
Diploms oder Abschlußzeugnisses, das in einem Miit- 
gliedstaat als Zulassungsvoraussetzung für das 
Hochschulstudium der Medizin gilt, in der Lage sein, 
in jedem Mitgliedstaat Medizin zu studieren; ebenso 
soll jeder Inhaber des ärztlichen Diploms, Prüfungs- 
zeugnisses oder sonstigen Befähigungsnachweises 
seine Fachausbildung in dem Mitgliedstaat seiner 
Wahl beginnen oder fortsetzen können. 

Natürlich könnte ein derartiger Austausch innerhalb 
der Gemeinschaft dadurch noch weiter gefördert 
werden, daß zu einem späteren Zeitpunkt die teil- 
weise Gleichwertigkeit von Ausbildungszeiten an- 
gestrebt wird, die Bestandteile der Ausbildungs- 
programme sind, auf die sich die gegenseitige An- 
erkennung der Diplome im Sinne dieser Richtlinie 
bezieht. 

Gemäß Artikel 57 des Vertrages ist der Rat ver- 
pflichtet, das Europäische Parlament zu hören, bevor 
er die Richtlinie mit qualifizierter Mehrheit erläßt. 


2. Priüung der Artikel 
Artikel 1 und 2 

Die Abschlußzeugnisse für das Medizinstudium, die 
die Mitgliedstaaten auf der Grundlage von Artikel 1 
gegenseitig anerkennen, sind in dem Verzeichnis in 
Artikel 2 aufgeführt. 

Hier ist daran zu erinnern, daß die Sonderfälle der 
französischen Universitätsdiplome und der belgi- 
schen staatlichen Diplome ohne rechtliche Wirkung 
in Artikel 3 der Richtlinie des Rates vom . . . über 
die Verwirklichung der Niedeilassungsfreiheit und 
des freien Dienstleistungsverkehrs auf dem Gebiet 
der selbständigen ärztlichen Tätigkeiten geregelt 
werden. 

y\rtikel 3 bis 7 

Zu der gegenseitigen Anerkennung der fachärzt- 
lichen Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen 
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Befähigungsnachweise ist zu sagen, daß nicht in 
allen Mitgliedstaaten die gleichen Fachrichtungen 
bestehen und daß einige von ihnen je nach Mitglied- 
staat verschieden sind. Im Rahmen dieser Richt- 
linienvorschläge war es nicht möglich, für jede in 
der Gemeinschaft bestehende Fachrichtung eine ab- 
solute und endgültige Koordinierung zu erzielen, da 
dies umfangreiche Änderungen der einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften erforderlich machen würde. Mit 
Artikel 3 bis 7 werden jedoch brauchbare Bestim- 
mungen vorgeschlagen, um die Freizügigkeit der 
Ärzte jeder Fachrichtung gegebenenfalls durch eine 
ergänzende Ausbildung zu fördern. 

Artikel 3 und 4 

Die Abschlußzeugnisse für das fachärztliche Studium, 
die die Mitgliedstaaten auf der Grundlage von Arti- 
kel 3 gegenseitig anerkennen, sind in dem Verzeich- 
nis in Artikel 3 aufgefühit. Es handelt sich um fach- 
ärztliche Befähigungsnachweise, die den sechs Mit- 
gliedstaaten gemeinsam sind. 

Durch die Einbeziehung der Arbeitsmedizin in diese 
Artikel wird der Richtlinienvorschlag dem Inhalt der 
diesbezüglichen Empfehlung des Rates gerecht, mit 
der die Mitgliedstaaten zur Einführung dieser Fach- 
richtung aufgefordert werden. 

Artikel 5 und 6 

Hier sind Fachrichtungen angesprochen, die zwar 
nicht den sechs Mitgliedstaaten gemeinsam sind, aber 
wenigstens in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten 
bestehen. 

Auf Grund von Artikel 5 braucht ein Mitgliedstaat 
die von den anderen Mitgliedstaaten ausgestellten 
fachärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse und son- 
stigen Befähigungsnachweise über ein abgeschlosse- 
nes Studium, deren Verzeichnis in Artikel 6 enthal- 
ten ist, nur anzuerkennen, wenn er iselbst Befähi- 
gungsnachweise für die betreffende Fachrichtung 
erteilt. Das bedeutet beispielsweise, daß die Bundes- 
republik Deutschland, in der es im Gegensatz zu den 
anderen Mitgliedstaaten keine Bestimmungen über 
die Kardiologie gibt, in ihrem Hoheitsgebiet die von 
den anderen Mitgliedstaaten für dieses Fachgebiet 
erteilten Befähigungsnachweise nicht anzuerkennen 
braucht; eine solche Bestimmung ist gegenüber den 
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten nicht diskri- 
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I minierend, da der betreffende Mitgliedstaat, der für 
^ dieses Fachgebiet keine Bestimmungen vorsieht, sie 
auch seinen eigenen Staatsangehörigen gegenüber 
nicht anerkennt. 

Artikel 7 

Dieser Artikel ermöglicht den Staatsangehörigen der 
Mitgliedstaaten die Zulassung zu einer nur in einem 
Aiifnahmestaat bestehenden Fachausbildung. 

Der Aufnahmestaat hat zwar das Recht, hierfür die 
von den Inländern geforderten Ausbildungsbedin- 
gungen zu verlangen, er muß jedoch gemäß Arti- 
kel 7 Absatz 2 die von den Begünstigten in einem 
der Zweige der betreffenden Fachrichtung bereits 
abgeleistete Ausbildungsdauer je nach Fall ganz 
oder teilweise anrechnen. Diese Bestimmung soll die 
Anerkennung der teilweisen oder vollständigen 
Gleichwertigkeit der Ausbildungszeit ermöglichen, 
die die Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten in 
einem der Mitgliedstaaten oder gegebenenfalls in 
einem Drittstaat abgeleistet haben; falls der Auf- 
nahmestaat nach Überprüfung der Ausbildung des 
Begünstigten beschließen sollte, ihm eine ergän- 
zende Ausbildungszeit vorzuschreiben, so gelten die 
in Absatz 3 festgesetzten Bedingungen auch für sie. 

Außerdem wurde der Rahmen dieses Artikels erwei- 
tert, um den Staatsangehörigen von Mitgliedstaaten, 
die für die in Artikel 5 genannten Fachrichtungen 
keine Regelungen vorsehen, den Zugang zu diesen 
Fachrichtungen in den Mitgliedstaaten, in denen 
hierfür Vorschriften bestehen, zu erleichtern. Dies 
wäre beispielsweise für den deutschen Arzt der Fall, 
der in einem der fünf anderen Mitgliedstaaten als 
Kardiologe anerkannt werden möchte. In diesem Fall 
ist die gleiche Lösung vorgesehen wie für die Fach- 
ausbildungen, die nur in einem Aufnahmestaat be- 
stehen. 

Artikel 8 

Da die Richtlinie über die gegenseitige Anerken- 
nung der Diplome nicht die absolute „akademische" 
Gleichwertigkeit der Diplome zur Folge hat, muß 
die Ausbildungsbezeichnung des Heimatstaates im 
Aufnahmestaat in der Sprache des Heimatstaates 
und mit bestimmten erläuternden Angaben geführt 
werden. 

Das Recht auf Führung der Ausbildungsbezeichnung 
des Aufnahmestaates kann später sichergestellt wer- 
den, wenn dank der vollständigen Angleichung der 
Studienprogramme die absolute „akademische" 
Gleichwertigkeit der Diplome verwirklicht ist. 
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C. Vorschlag einer Richtlinie 

zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
für die selbständigen Tätigkeiten des Arztes 


1. Ziel der Richtlinie 

Gemäß Artikel 57 Absatz 3 des Vertrages soll mit 
dieser Richtlinie eine Koordinierung der Bedingun- 
gen für die Berufsausübung in dem Umfang ver- 
wirklicht werden, der vor der Aufhebung der Be- 
schränkungen für die in der vorangehenden Richt- 
linie genannten Tätigkeiten erforderlich und aus- 
reichend ist. 

Artikel 57 Absatz 3 des Vertrages schreibt insbeson- 
dere für die ärztlichen Berufe vor, daß die Voraus- 
setzungen für die Berufsausübungen erst koordiniert 
und dann liberalisiert werden müssen. Die hier an- 
gesprochenen Ausübungsbedingungen sind zahlreich, 
und ihre Koordinierung wirft ein äußerst heikles 
Problem auf. Vor allem ist darauf hinzuweisen, daß 
die Bedingungen für die Ausübung der ärztlichen 
Berufe zum großen Teil durch die Regelungen der 
Sozialversicherung festgelegt werden, die in den 
einzelnen Mitgliedstaaten in ihren Anwendungs- 
modalitäten und ihren Grundsätzen sehr unter- 
schiedlich sind. Die Koordinierung der Bedingungen 
für die Ausübung der ärztlichen Berufe ist daher ein 
außerordentliches Problem, solange die Regelungen 
der sozialen Sicherheit nicht harmonisiert sind. 

Der Vorschlag einer Richtlinie über die Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen Tätig- 
keiten des Arztes enthält bereits einige Vorschriften 
über die Bedingungen für die Ausübung der ärzt- 
lichen Tätigkeiten; sie betreffen den Beitritt zum 
Berufsverband, das Führen der Berufsbezeichnung 
und den Zuverlässigkeitsnachweis. Bei diesen Vor- 
schriften handelt es sich aber nicht um eine Koordi- 
nierung im Sinne von Artikel 57 des Vertrages, da 
sie nur für die Berufsangehörigen gelten, zu deren 
Gunsten die Niederlassungsfreiheit und der freie 
Dienstleistungsverkehr bereits bestehen. Entspre- 
chend dem Auftrag der Allgemeinen Programme zur 
Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit dienen sie der Angleichung von Bestimmun- 
gen, die zwar nicht diskriminierend sind, aber aus- 
schließlich oder vorwiegend Ausländer behindern. 

Bei der Ausarbeitung der Richtlinie des Rates vom 
. . . über die gegenseitige Anerkennung der ärzt- 
lichen Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen 
Befähigungsnachweise und anläßlich des Vergleichs 
der derzeitigen Ausbildungsbedingungen für Fach- 
ärzte wurde es für zweckmäßig gehalten, eine Ko- 
ordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten über die selbständigen Tätigkeiten des Arztes — 
Facharzt oder praktischer Arzt — auf dem Gebiet 
der Ausbildung vorzunehmen. 

Ferner verfolgt die vorliegende Richtlinie das Ziel, 
gemäß Artikel 57 Absatz 3 des Vertrages die dort 


vorgesehene Koordinierung insoweit vorzunehmen, 
als dies vor der Liberalisierung der ärztlichen Tätig- 
keiten notwendig und ausreichend erschien. Sie darf 
jedoch eine spätere Koordinierung auf einem der 
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet oder auf 
einem anderen Gebiet, z. B. dem der Berufsordnung, 
nicht ausschließen, die zu einer größeren Harmoni- 
sierung des Arztberufes in der Gemeinschaft führen 
soll. 

Gemäß Artikel 57 Absatz 2 des Vertrages hat der 
Rat das Europäische Parlament anzuhören, bevor er 
die Richtlinie einstimmig erläßt. 


2. Prüfung der Artikel 
Artikel 1 

Die Arztausbildung ist in den sechs Mitgliedstaaten 
so weitgehend ähnlich, daß es nicht notwendig 
schien, im Rahmen dieses Artikels andere Kriterien 
für die Ausbildungsbedingungen des praktischen 
Arztes auf Gemeinschaftsebene festzusetzen als 
solche, die sich auf die Zulassung zur ärztlichen 
Ausbildung und ihre Dauer beziehen. 

Artikel 2 bis 5 

Die fachärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse und 
sonstigen Befähigungsnachweise werden zwar nicht 
für die Aufnahme und Ausübung der selbständigen 
ärztlichen Tätigkeiten verlangt ■ — außer für die 
Tätigkeiten des Zahnarztes in Belgien und Luxem- 
burg, die Arbeitsmedizin in Frankreich und Belgien 
sowie die ionisierenden Strahlungen in Italien — , 
sie sind aber in allen Mitgliedstaaten eine Voraus- 
setzung für das Führen eines Fachtitels. 

In Anbetracht der mitunter beachtlichen Unter- 
schiede zwischen den in den Mitgliedstaaten gelten- 
den Bestimmungen über die fachärztliche Ausbil- 
dung erwies sich eine Koordinierung auf diesem 
Gebiet als notwendig. 

Die Koordinierung nach Artikel 2 bis 5 betrifft die 
qualitativen (Artikel 2 und 3) und quantitativen 
(Artikel 4 und 5) Normen, denen jede fachärztliche 
Ausbildung in der Gemeinschaft entsprechen muß; 
diese Normen wurden festgesetzt, damit das durch 
ein Abschlußzeugnis nachgewiesene Facharztstudium 
alle auf diesem Gebiet erforderlichen Sicherheiten 
für den Schutz der Volksgesundheit bietet. 

Artikel 2 

In diesem Artikel werden die qualitativen Bedin- 
gungen festgelegt, die jede Fachausbildung zu er- 
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füllen hat; sie betreffen die Zulassung zur Aus- 
bildung, den Ort der Ausbildung, die Art des Unter- 
richts und die Aufsicht, der die Fachausbildung un- 
terstehen muß. Bei der Festsetzung dieser Normen 
wurden nur Mindestkriterien zugrunde gelegt, um 
auch hier den Mitgliedstaaten bei der Anwendung 
dieser Normen jegliche Freiheit zu lassen. 

Da den Mitgliedstaaten die Zuständigkeit für die 
Zulassung der Universitätskliniken und ihnen 
gleichgestellter Einrichtungen, in denen die Fach- 
ausbildung erfolgen soll, erhalten bleibt, wird ihre 
Haltung gegenüber den außerhalb der Gemeinschaft 
gelegenen Ausbildungsstätten nicht präjudiziert. Die 
Mitgliedstaaten haben nämlich in jedem Einzelfall 
zu beurteilen, ob die von ihren Staatsangehörigen in 
einem Drittstaat absolvierte Fachausbildung auf 
Grund der in Artikel 2 vorgesehenen Kriterien an- 
gerechnet werden kann. 

Artikel 3 

Da die durch Auswahlverfahren ernannten As- 
sistenzärzte der französischen Universitätsstädte ihr 
Diplom eines Doktors der Medizin erst nach Vorlage 
der medizinischen Doktorarbeit erhalten und da die 
Doktorarbeit erst im Laufe der Fachausbildung vor- 
gelegt wird, muß für sie eine Ausnahme von der 
Zulassungsbedingung für die Fachausbildung ge- 
mäß Artikel 2 gemacht werden, da diese besondere 
Form der Ausbildung in Frankreich sonst in Zu- 
kunft wegfallen würde. 

Durch diese Ausnahme, die nur einen Teil der fran- 
zösischen Facharztanwärter betrifft, wird Artikel 2 
nicht in Frage gestellt; diese Gruppe von Berufsan- 
gehörigen erfüllt im übrigen die Bestimmungen von 
Artikel 2, von denen sie nur insoweit abweicht, als 
sie nicht den vorhergehenden Erwerb des Arzt- 
diploms verlangt. 

Artikel 4 und 5 

Während in Artikel 4 die Mindestdauer der den 
sechs Mitgliedstaaten gemeinsamen Fachausbildung 
festgesetzt wird, werden in Artikel 5 die Fachrich- 
tungen festgelegt, die zwar nicht den sechs Mitglied- 
staaten, mindestens aber zwei oder mehreren Mit- 
gliedstaaten gemeinsam sind. 


Die Vorschrift einer „Mindestausbildungsdauer" be- 
deutet, daß die Mitgliedstaaten keine kürzere als 
die in diesem Artikel angegebene Ausbildungszeit 
festsetzen dürfen. Bei dieser Entscheidung haben sie 
die folgenden zwei Möglichkeiten: 

— entweder sie berücksichtigen die Dauer der 
eigentlichen Fachausbildung; diese wird von dem 
Zeitpunkt an gerechnet, zu dem die in Artikel 1 
vorgesehenen Ausbildungsvoraussetzungen, ins- 
besondere die Absolvierung des eigentlichen 
sechsjährigen Medizinstudiums, erfüllt sind; 

— oder sie berücksichtigen die Dauer der Ausbil- 
dung insgesamt ohne Rücksicht darauf, ob es sich 
um die ärztliche oder die fachärztliche Ausbil- 
dung handelt; die Fachausbildung wird von dem 
Zeitpunkt der Erlangung der Diplome, Prüfungs- 
zeugnisse oder sonstigen Befähigungsnachweise 
an gerechnet, die als Zulassungsvoraussetzungeii 
für das Medizinstudium gelten. 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß die Empfeh- 
lung der Kommission betreffend die Arbeitsmedi- 
zin hinsichtlich ihrer Zielsetzungen und insbeson- 
dere hinsichtlich des Ausbildungsprogramms unein- 
geschränkt gültig bleibt. 


Artikel 6 

Dieser Artikel betrifft nur die Berufsangehörigen, 
die ihr Abschlußzeugnis für das fachärztliche Stu- 
dium vor Inkrafttreten dieser Richtlinie in einem 
Mitgliedstaat erworben haben, dessen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften den in dieser Richtlinie 
festgesetzten Mindestausbildungserfordernissen nicht 
entsprachen; in diesem Zusammenhang wurde be- 
schlossen, neben den von dem Heimat- oder Her- 
kunftstaat ausgestellten Ausbildungsnachweisen 
eine Bescheinigung über eine bestimmte, unter Auf- 
sicht erworbene praktische Erfahrung als ausreichen- 
den Nachweis anzuerkennen. Bei den praktischen 
Ärzten erübrigt sich eine solche Bestimmung, da 
alle Mitgliedstaaten bereits den Bestimmungen von 
Artikel 1 über die praktischen Ärzte nachkommen. 
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Begründung 


A. Vorschlag einer Richtlinie 

über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienst- 
leistungsverkehrs für die selbständigen Tätigkeiten des Zahnarztes 


1. Ziel der Richtlinie 

Nach den vom Rat am 18. Dezember 1961 erlassenen 
Allgemeinen Programmen zur Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs müssen die diskri- 
minierenden Beschränkungen für die Tätigkeiten 
nach Gruppe 822 von Anlage III des Allgemeinen 
Programms „Niederlassung" vor Ablauf der dritten 
Stufe beseitigt werden. Hierzu gehören alle Tätig- 
keiten auf dem Gebiet des Gesundheitswesens. Auf 
Grund ihrer Eigenart und der für sie erforderlichen 
besonderen Ausbildung wurden die Tätigkeiten des 
Zahnarztes jedoch aus diesem Tätigkeitsbereich aus- 
geklammert und zum Gegenstand dieser Richtlinie 
gemacht. 

Gemäß Artikel 54 Absatz 2 und Artikel 63 Absatz 2 
des Vertrages betrifft diese Richtlinie die Ver- 
wirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für die Tätigkeiten 
des Zahnarztes. Auf Grund dieser Vertragsartikel 
ist der Rat verpflichtet, den Wirtschafts- und Sozial- 
ausschuß sowie das Europäische Parlament zu hören, 
bevor er die Richtlinie mit qualifizierter Mehrheit 
erläßt. 


2. Prüfung der Artikel 
Artikel 2 

Diese Richtlinie gilt für die selbständigen Tätigkei- 
ten des Zahnarztes. Der Vertrag und die Allgemei- 
nen Programme beziehen sich häufiger auf Tätig- 
keiten als auf Berufe. Daher muß der Begriff der 
Tätigkeit den Vorrang vor dem Begriff des Berufes 
haben. Im übrigen bildet der Beruf ein soziologi- 
sches Ganzes, dessen Bestandteile voneinander zu 
trennen nicht immer einfach oder wünschenswert ist. 
So beziehen sich die Verfasser des Vertrages zwar 
in Artikel 57 Absatz 3 auf „die ärztlichen Berufe", 
sprechen aber in Artikel 60 von den „freiberuflichen 
Tätigkeiten". 

Aus diesem Grunde wurde für den Anwendungs- 
bereich dieser Richtlinie der Ausdruck „selbständige 
Tätigkeiten des Zahnarztes" gewählt, der dem Be- 
griff der Tätigkeit den Vorrang gibt, jedoch durch 
die Bezugnahme auf den Zahnarzt auch den Begriff 
des Berufes aufnimmt. 

In Italien werden die von dieser Richtlinie erfaßten 
Tätigkeiten nach dem derzeitigen Stand der Gesetz- 
gebung von Ärzten ausgeübt, die gegebenenfalls in 


der Zahnheilkunde spezialisiert sind. Die Richt- 
linienvorschläge sehen für die Berufsangehörigen 
der anderen Mitgliedstaaten, die nicht Arzte sind — 
sondern im vorliegenden Fall Zahnärzte — , die 
Möglichkeit vor, die betreffenden Tätigkeiten in 
Italien mittels einer ergänzenden Ausbildung und 
unter einer von Italien hierzu eigens vorzusehenden 
Ausbildungsbezeichnung auszuüben. 

Aus diesem Grunde wird in Artikel 2 bezüglich 
Italiens auf Artikel 8 verwiesen, der die Vorschrif- 
ten über die neue Ausbildungsbezeichnung enthält. 

Artikel 3 

Im Falle Italiens müßten in Anbetracht der Ausfüh- 
rungen zu Artikel 2 die Beschränkungen der Tätig- 
keiten des Arztes erfaßt werden. Für die Anwen- 
dung dieser Richtlinie brauchen sie nur insoweit 
aufgehoben zu werden, als es sich um Berufsange- 
hörige der anderen Mitgliedstaaten handelt, die 
nicht Ärzte sind und die nach einer ergänzenden 
Prüfung zur Ausübung der Tätigkeiten des Zahn- 
arztes in Italien zugelassen werden. 

Zu den zu beseitigenden Beschränkungen gehören 
insbesondere jene, die in Frankreich für die In- 
haber des Universitätsdiploms und in Belgien für 
die Inhaber der staatlichen Diplome ohne rechtliche 
Wirkung gelten. Diese beiden Mitgliedstaaten stel- 
len nämlich den Staatsangehörigen der anderen Mit- 
gliedstaaten derartige Diplome anstelle der und als 
Ersatz für die ihren eigenen Staatsangehörigen er- 
teilten staatlichen Diplome und Diplome mit recht- 
licher Wirkung aus. 

Im Rahmen dieses Artikels werden daher derartige 
diskriminierende Bestimmungen insoweit erfaßt, als 
der durch eines der genannten Diplome nachge- 
wiesene Ausbildungsgang dem Ausbildungsgang 
gleichwertig ist, der durch die staatlichen Diplome 
nachgewiesen wird; die Inhaber solcher Diplome 
können daher künftig die in der Richtlinie genann- 
ten Tätigkeiten mit den gleichen Rechten und Pflich- 
ten wie die eigenen Staatsangehörigen des Nieder- 
lassungsstaates ausüben. 

Artikel 4 und 5 

Diese Artikel betreffen die Mitgliedschaft oder den 
Beitritt zu einer Berufsorganisation. Bei den freien 
Berufen hat man es für zweckmäßig gehalten, den 
Fall der öffentlich-rechtlichen Berufsorganisation, 
die die Mitgliedschaft nach sich zieht, und den Fall 
der privatrechtlichen Berufsorganisation, die einen 
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Beitritt erlaubt, in verschiedenen Artikeln zu be- 
handeln. 

In den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, die die 
Mitgliedschaft bei einer öffentlich-rechtlichen Be- 
rufsorganisation vorsehen, sind Niederlassungsrecht 
und Dienstleistungsverkehr niemals getrennt behan- 
delt worden (und hätten auch in der Praxis niemals 
getrennt behandelt werden können). Im Falle der 
Erbringung von Dienstleistungen war man jedoch 
der Ansicht, daß eine Mitgliedschaft nicht unbedingt 
erforderlich ist, da der Dienstleistungserbringer 
seine Tätigkeit nur vorübergehend ausübt und an- 
sonsten nicht in das Berufsleben des Aufnahmelan- 
des eingegliedert ist; der aufnehmende Mitglied- 
staat hat jedoch darüber zu befinden, ob der 
Dienstleistungserbringer nicht der öffentlich-recht- 
lichen Berufsorganisation unterstellt werden muß. 
Dazu wird in der Richtlinie die Möglichkeit vor- 
gesehen, dem Dienstleistungserbringer vorzuschrei- 
ben, daß er der zuständigen Behörde vorher • — in 
Eilfällen auch nachher — seine Leistungserbringung 
anzeigt, damit die Berufsorganisation sich über seine 
Tätigkeit unterrichten kann. 

Artikel 5 dient der Durchführung von Titel III A 
Absatz i des Allgemeinen Programms „Niederlas- 
sungsfreiheiP'. Für den Dienstleistungsverkehr gilt 
der für die früheren Richtlinien des Rates maßge- 
bende Grundgedanke. 

Artikel 6 und 7 

Diese beiden Artikel betreffen die Voraussetzung 
der persönlichen Zuverlässigkeit. Hierbei werden 
für das Niederlassungsrecht (Artikel 6) und für den 
Dienstleistungsverkehr (Artikel 7) zwei Aspekte be- 
rücksichtigt; einmal die Bedingungen für die Auf- 
nahme der Tätigkeiten und zum anderen die bei der 
Ausübung dieser Tätigkeiten zu beachtenden Vor- 
aussetzungen, 

Diese Vorschriften, die in erster Linie für die freien 
Berufe gelten, sollen den Mitgliedstaaten bei der 
Verwirklichung des Niederlassungsrechts alle er- 
forderlichen Sicherheiten hinsichtlich der beruflichen 
Zuverlässigkeit geben. Diese Vorschriften stützen 
sich auf das zwischen den Mitgliedstaaten bei der 
gegenseitigen Anerkennung der im Aufnahmestaat 
geforderten Unterlagen bestehende Vertrauensver- 
hältnis. 

Artikel 6 Absatz 1 betrifft den für die Aufnahme 
der Tätigkeit zu erbringenden Nachweis der per- 
sönlichen Zuverlässigkeit. Unterabsatz 1 bezieht sich 
auf die Fälle, in denen dieser Nachweis im Heimat- 
und im Aufnahmestaat gefordert wird; in diesem 
Falle gilt der Grundsatz des gegenseitigen Ver- 
trauens. Unterabsatz 2 bezieht sich auf die Fälle, 
in denen dieser Nachweis nur im Aufnahmestaat 
gefordert wird; der betreffende Mitgliedstaat ver- 
langt von den Staatsangehörigen des Heimatstaates 
einen Strafregisterauszug und, falls von den eigenen 


Staatsangehörigen daneben weitere Urkunden ge 
fordert werden, eine zusätzliche gleichwertige Ur- 
kunde. 

Absatz 2 betrifft die im Heimat- und im Aufnahme- 
staat bestehenden Standesregeln, die bei der Aus- 
übung der Berufstätigkeit eingehalten werden müs- 
sen. Der Heimatstaat muß dem Aufnahmestaat die 
erforderlichen Auskünfte erteilen. Bestehen solche 
Standesregeln nur im Aufnahmestaat, so erhält 
dieser Staat die erforderlichen Sicherheiten mit der 
in Absatz 1 Unterabsatz 2 vorgesehenen Bescheini- 
gung. Diese Bescheinigung, die zum Zeitpunkt des 
Antrages auf Aufnahme der Tätigkeit im Auf- 
nahmeland ausgestellt wird, deckt zwangsläufig den 
im Heimatstaat zurückgelegten Tätigkeitszeitraum. 

Absatz 4 behandelt die Voraussetzung des Vollbe- 
sitzes der körperlichen und geistigen Kräfte, die für 
die Aufnahme und Ausübung der betreffenden 
Tätigkeiten gegeben sein muß, die im Herkunft- 
und im Aufnahmestaat besteht. Hier gilt das in Ab- 
satz 2 beschriebene Verfahren. 

Wie im Falle der in Absatz 1 Unterabsatz 1 ge- 
nannten Bedingung der persönlichen Zuverlässigkeit 
kann der durch diese Richtlinie Begünstigte zur Vor- 
lage der entsprechenden Unterlagen seines Heimat- 
staates aufgefordert werden. 

Artikel 8 

Den Begünstigten muß die Führung der Berufsbe- 
zeichnung des Aufnahmestaates ermöglicht werden, 
da die Ausübung der Tätigkeiten behindert würde, 
wenn die Berufsbezeichnung nicht geführt werden 
dürfte. Diese Vorschrift mußte daher in diese Richt- 
linie aufgenommen werden. 

Artikel 11 

Die deutschen Rechtsvorschriften sehen vor, daß ein 
Zahnarzt, der seine Tätigkeit für die Sozialversicher- 
ten auszuüben wünscht, eine Vorbereitungszeit von 
24 Monaten im Rahmen der Sozialversicherungskas- 
sen ableisten muß. Diese Bestimmung bezweckt eine 
bessere Verteilung der Zahnärzte insbesondere in 
ländlichen Gebieten. Sie ermöglicht es den Ange- 
hörigen dieses Berufes ferner, sich mit den Regelun- 
gen der sozialen Sicherheit vertraut zu machen. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß sich das Problem der 
Verteilung der Zahnärzte auch in anderen Mitglied- 
staaten stellt, die jedoch nicht wie Deutschland 
eine Vorbereitungszeit eingeführt haben. 

Um die Behinderung zu beseitigen, die die ein- 
schlägige deutsche Gesetzgebung für die den an- 
deren Mitgliedstaaten angehörigen Zahnärzte be- 
gründet, sieht der Richtlinienvorschlag vor, daß 
diese insoweit von der Ableistung der Vorberei- 
tungszeit befreit werden sollen, als sie eine gleich- 
wertige praktische Erfahrung nachweisen können. 
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B. Vorschlag einer Richtlinie 

über die gegenseitige Anerkennung der zahnärztlichen Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise 


1. Ziel der Richtlinie 

Gemäß Artikel 57 des Vertrages setzt diese Richt- 
linie die Einzelheiten der gegenseitigen Anerken- 
nung der zahnärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse 
und sonstigen Befähigungsnachweise fest. Sie be- 
zieht sich auf zwei Arten von Ausbildungsnach- 
weisen: 

— einmal die für die Aufnahme der Tätigkeiten 
des Zahnarztes gesetzlich vorgeschriebenen Di- 
plome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise, d. h. Zeugnisse über den Ab- 
schluß des Studiums der Zahnheilkunde; 

— zum anderen die fachzahnärztlichen Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungs- 
nachweise, die in den meisten Fällen zwar nicht 
für die Aufnahme der fachzahnärztlichen Tätig- 
keiten gefordert werden, aber dennoch eine Vor- 
aussetzung für das Führen des fachzahnärztlichen 
Titels sind, d. h. Zeugnisse über den Abschluß 
der fachzahnärztlichen Ausbildung. 

Es wurde für notwendig erachtet, daß die Mitglied- 
staaten vor oder gegebenenfalls gleichzeitig mit 
dem Erlaß dieser Richtlinie ihre Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften über die Ausstellung der zahn- 
ärztlichen und fachzahnärztlichen Diplome, Prüfungs- 
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise den 
Mindestausbildungserfordernissen im Sinne der 
Richtlinie des Rates vom . . . über die Koordinierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die 
selbständigen Tätigkeiten des Zahnarztes angleichen 
oder sich zu dieser Angleichung verpflichten. Daher 
wird in den Artikeln der vorliegenden Richtlinie 
wiederholt auf den einen oder anderen Artikel 
dieser Richtlinie verwiesen, um hervorzuheben, un- 
ter welchen Bedingungen die gegenseitige Aner- 
kennung der zahnärztlichen Diplome, Prüfimgszeug- 
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise erfolgen 
muß. 

Da die Ausbildungsvoraussetzungen für die Auf- 
nahme und Ausübung der unselbständigen Tätig- 
keiten des Zahnarztes in allen Mitgliedstaaten die 
gleichen sind wie für die selbständigen Tätigkeiten 
des Zahnarztes, schien es angebracht, diese Richt- 
linie so abzufassen, daß ihre Bestimmungen sowohl 
für die unselbständigen als auch für die selbstän- 
digen Zahnärzte gelten. 

Es ist hervorzuheben, daß für die unselbständigen 
Zahnärzte auf Grund und nach Maßgabe der Ver- 
ordnungen über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
bereits die Freizügigkeit besteht, daß diese Verord- 
nungen aber das Problem der gegenseitigen Aner- 
kennung der Diplome nicht gelöst haben. Die Frei- 
zügigkeit der unselbständigen Zahnärzte wird da- 
durch erleichtert, daß diese im Rahmen des Nieder- 


lassungsrechts für die selbständigen Zahnärzte er- 
lassene Richtlinie auch auf sie ausgedehnt wird. 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß die hier be- 
handelte gegenseitige Anerkennung der Diplome 
dem Wunsch entspricht, den Austausch von Staats- 
angehörigen der Mitgliedstaaten, die im Besitz eines 
Zeugnisses über ein abgeschlossenes zahnärztliches 
oder fachzahnärztliches Studium sind — ohne Rück- 
sicht darauf, ob diese Diplome im Heimatstaat oder 
in einem anderen Mitgliedstaat erworben wur- 
den — , so weit zu erleichtern, wie dies im Augen- 
blick und namentlich, solange die Bedingungen für 
die zahnärztliche Ausbildung noch nicht harmoni- 
siert sind, möglich ist. In Anwendung einerseits 
der Konvention des Europarates vom 11. Dezember 
j 1953 und andererseits der vorliegenden Richtlinie 
! soll jeder Inhaber eines Diploms oder Abschluß- 
i Zeugnisses, das in einem Mitgliedstaat als Zulas- 
sungsvoraussetzung für das Hochschulstudium in 
I dem in Frage stehenden Fach gilt, in der Lage sein, 
in jedem Mitgliedstaat Zahnmedizin zu studieren; 
ebenso soll jeder Inhaber des zahnärztlichen Di- 
ploms, Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befähi- 
gungsnachweises seine Fachausbildung in dem Mit- 
gliedstaat seiner Wahl beginnen oder fortsetzen 
I können. 

Natürlich könnte ein derartiger Austausch inner- 
halb der Gemeinschaft noch gefördert werden, wenn 
I man später eine teilweise Gleichwertigkeit der 
' Ausbildungszeit bei den Ausbildungsprogrammen 
! anstrebt, auf die sich die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome im Sinne dieser Richtlinie bezieht. 

Gemäß y\rtikel 57 des Vertrages ist der Rat ver- 
pflichtet, das Europäische Parlament zu hören, bevor 
I er die Richtlinie mit qualifizierter Mehrheit erläßt. 


2. Prüfung der Artikel 
Artikel 1 und 2 

Die Zeugnisse über das abgeschlossene Studium der 
Zahnheilkunde, die die Mitgliedstaaten gemäß Arti- 
kel 1 gegenseitig anerkennen, sind in dem Verzeich- 
I nis in Artikel 2 enthalten. 

j Es sei hier daran erinnert, daß die Sonderfälle der 
' französisischen Universitätsdiplome und der bel- 
gischen staatlichen Diplome ohne rechtliche Wir- 
kung unter Artikel 3 der Richtlinie des Rates 
vom . . . über die Verwirklichung der Niederlas- 
sungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs 
* für die selbständigen Tätigkeiten des Zahnarztes 
i fallen. 


38 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache V/4012 


Artikel 3, 4 und 5 

Anders als bei Artikel 1 braucht ein Mitgliedstaat 
die von den anderen Mitgliedstaaten ausgestellten 
fachzahnärztlichen Diplome, Prüfungszeiignisse und 
sonstigen Befähigungsnachweise, deren Liste in Arti- 
kel 4 enthalten ist, nur dann gemäß Artikel 3 anzu- 
erkennen, wenn er selbst Befähigungsnachweise für 
die in diesen Artikeln genannte Fachrichtung er- 
teilt. 

Dies bedeutet demnach, daß die anderen Mitglied- 
staaten, in denen im Gegensatz zu Deutschland und 
den Niederlanden keine Vorschriften über das Füh- 
ren des Titels eines Spezialisten für Kieferortho- 
pädie bestehen, die in diesen beiden Mitgliedstaaten 
für das in Frage stehende Fachgebiet ausgestellten 
Befähigungsnachweise nicht anzuerkennen brauchen; 
eine solche Bestimmung ist gegenüber den Staats- 
angehörigen dieser beiden Mitgliedstaaten nicht dis- 
kriminierend, da die Mitgliedstaaten für diese Fach- 
richtung eine Regelung überhaupt nicht, also auch 
nicht zugunsten ihrer eigenen Staatsangehörigen, 
vorsehen. 

Artikel 5 ermöglicht den Staatsangehörigen der 
Mitgliedstaaten die Zulassung zu einer zahnärzt- 
lichen Fachausbildung, die nur in einem Aufnahme- 
staat besteht. Außerdem wurde dieser Artikel er- 
weitert, um den Staatsangehörigen von Mitglied- 
staaten, die keine Vorschriften für das in Artikel 3 
und 4 erwähnte Fachgebiet der Kieferorthopädie 
haben, die Zulassung zu dieser Fachrichtung in den 
Mitgliedstaaten zu erleichtern, in denen diesbezüg- 
liche Vorschriften bestehen. Der Aufnahmestaat hat 
zwar das Recht, die von seinen eigenen Staatsange- 
hörigen geforderten Ausbildungsvoraussetzungen zu 
verlangen; es steht ihm jedoch gemäß Artikel 6 
Absatz 2 frei, jede Ausbildungszeit anzurechnen, 
die der Begünstigte bereits in einem Zweig einer 
der in Artikel 3 und 5 genannten Fachrichtungen 
abgeleistet hat. 

Diese Bestimmung soll die Anerkennung der teil- 
weisen oder vollständigen Gleichwertigkeit der von 
den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten in einem 
der Mitgliedstaaten oder gegebenenfalls in einem 
Drittstaat abgeleisteten Ausbildungszeiten ermög- 
lichen; sollte der Aufnahmestaat nach Überprüfung 
der Ausbildung des Begünstigten beschließen, ihm 
eine ergänzende Ausbildungszeit vorzuschreiben, so 
gelten die in Artikel 6 Absatz 1 festgesetzten Be- 
dingungen für die ergänzende Ausbildung. 

Artikel 7 und 8 

Da die Aufnahme und Ausübung der zahnärztlichen 
Tätigkeiten in Italien den Besitz eines Diploms, Prü- 
fungszeugnisses oder sonstigen Befähigungsnach- 
weises über den erfolgreichen Abschluß des Medi- 
zinstudiums voraussetzt, bedeutet dies, daß es dort 
auf dem unter die Richtlinie fallenden Gebiet nur 
Berufsangehörige gibt, die entweder ein Arztdiplom 


oder das Diplom eines Facharztes für Stomatologie 

haben. 

I 

! Daher bereitet das Problem der Zuwanderung von 
Zahnärzten ohne abgeschlossene medizinische Aus- 
! bildung nach Italien erhebliche Schwierigkeiten. 

Es wurde angenommen, daß dieses Problem am 
besten gelöst würde, wenn Italien entsprechend 
j der Empfehlung des Rates vom . . . einen den Zahn- 
i ärzten der fünf anderen Mitgliedstaaten entspre- 
chenden Beruf einführte. 

i Bis zum Inkrafttreten dieser Empfehlung wird im 
I Rahmen von Artikel 8 dieser Richtlinie eine Ubcr- 
I gangslösung vorgesehen, um schon jetzt die Frei- 

1 Zügigkeit der Zahnärzte in Italien zu ermöglichen. 

I 

Umgekehrt bereitet die Zuwanderung italienischer 
Berufsangehöriger, die nur das Arztdiplom besitzen, 
Schwierigkeiten, da einige Mitgliedstaaten wie Bel- 
gien und Luxemburg für die Aufnahme und Aus- 
übung der unter die Richtlinie fallenden Tätigkeiten 
j den Besitz eines besonderen zahnärztlichen Diploms, 

I z. B. des Diploms eines Zahnarztes oder eines Fach- 
I arztes für Stomatologie voraussetzen. 

' Der Richtlinienvorschlag sieht in diesem Zusammen- 
' hang bis zum Inkrafttreten der obengenannten Emp- 
I fehlung eine ergänzende Anforderung vor, um die 
Freizügigkeit von Zahnärzten der fünf Mitglied- 
staaten nach Italien und von Berufsangehörigen, die 
nur das Arztdiplom besitzen, nach Belgien und 
Luxemburg zu ermöglichen. 

Gemäß Artikel 7 Absatz 1 b) und 2 dürfen Berufsan- 
i gehörige, die nur das Arztdiplom besitzen, in Frank- 
' reich, Deutschland und den Niederlanden die Tätig- 
keiten eines Zahnarztes ausüben; sie sind aber zur 
' Ausübung dieser Tätigkeiten unter der im Auf- 
nahmestaat geltenden Berufsbezeichnung eines Zahn- 
arztes gemäß Artikel 8 der Richtlinie des Rates 
vom . . . über die Verwirklichung der Niederlas- 
sungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs 
für die selbständigen Tätigkeiten des Zahnarztes 
nur befugt, wenn sie entweder das in Artikel 2 
' genannte Diplom eines Zahnarztes oder ein die 
zahnärztliche Ausbildung nachweisendes Fachdiplom 
für Stomatologie besitzen. 

Artikel 9 

Da die Richtlinie über die gegenseitige Anerken- 
nung der Diplome nicht die absolute „akade- 
mische" Gleichwertigkeit der Diplome zur Folge hat, 

: muß die Ausbildungsbezeichnung des Heimatstaates 
' im Aufnahmestaat in der Sprache des Heimatstaates 
I und mit bestimmten erläuternden Angaben geführt 
, werden. 

Das Recht auf Führung der Ausbildungsbezeichnung 
: des Aufnahmestaates kann später sichergesteilt wer- 
i den, wenn dank der vollständigen Angleichung der 
Studienprogramme die absolute „akademische" 

; Gleichwertigkeit der Diplome verwirklicht ist. 


39 



Drucksache V74012 Deutscher BunclesLdg — 5. Wahlperiode 


C. Vorschlag einer Richtlinie 

zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
für die selbständigen Tätigkeiten des Zahnarztes 


1. Ziel der Richtlinie 

Gemäß Artikel 57 Absatz 3 des Vertrages sollen 
mit dieser Richtlinie die Bedingungen für die Be- 
rufsausübung insoweit koordiniert werden, als es 
vor der Aufhebung der Beschränkungen für die in 
der vorangehenden Richtlinie genannten Tätigkeiten 
erforderlich und ausreichend ist. 

Artikel 57 Absatz 3 des Vertrages schreibt insbeson- 
dere für die ärztlichen Berufe vor, daß die Voraus- 
setzungen für die Berufsausübung erst koordiniert 
und dann liberalisiert werden müssen. Die hier 
angesprochenen Ausübungsbedingungen sind zahl- 
reich, und ihre Koordinierung bereitet ein äußerst 
heikles Problem. Vor allem ist darauf hinzuweisen, 
daß die Bedingungen für die Ausübung der ärzl- 
lichen Berufe zum großen Teil durch die Regelun- 
gen der Sozialversicherung festgelegt werden, die 
in den einzelnen Mitgliedstaaten in ihren Anwen- 
dungsmodalitäten und Grundsätzen sehr unter- 
schiedlich sind. Die Koordinierung der Bedingungen 
für die Ausübung der ärztlichen Berufe ist daher ein 
außerordentlich ernstes Problem, solange die Rege- 
lungen der sozialen Sicherheit nicht harmonisiert 
sind. 

Der Vorschlag einer Richtlinie über die Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen Tätig- 
keiten des Zahnarztes enthält bereits einige Vor- 
schriften über die Bedingungen für die Ausübung 
der Tätigkeiten des Zahnarztes; sie betreffen den 
Beitritt zum Berufsverband, das Führen der Berufs- 
bezeichnung und den Zuverlässigkeitsnachwmis. Bei 
diesen Vorschriften handelt es sich aber nicht um 
eine Koordinierung im Sinne von Artikel 57 des 
Vertrages, da sie nur für die Berufsangehörigen 
gelten, für die bereits die Niederlassungsfreiheit 
und der freie Dienstleistungsverkehr bestehen; sie 
ändern gemäß den Allgemeinen Programmen zur 
Aufhehung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit Bestimmungen, die zwar nicht diskriminie- 
rend sind, aber ausschließlich oder vorwiegend Aus- 
länder behindern. 

Bei der Ausarbeitung der Richtlinie des Rates 
vom . . . über die gegenseitige Anerkennung der 
ärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen 
Befähigungsnachweise und anläßlich des Vergleichs 
der derzeitigen Ausbildungsbedingungen für Fach- 
ärzte wurde es für erforderlich gehalten, eine Koor- 
dinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
über die selbständigen Tätigkeiten des Arztes — 
Facharzt oder praktischer Arzt — auf dom Gebiet 
der Ausbildung vorzunehinen. 

Gemäß Artikel 57 Absatz 3 des Vertrages sollen 
diese Vorschriften im Rahmen dieser Richtlinie so- 


I weit koordiniert werden, als dies vor der Liberali- 
. sierung der ärztlichen Tätigkeiten notwendig und 
ausreichend erschien. Sie darf jedoch eine spätere 
Koordinierung auf einem der unter diese Richtlinie 
fallenden Gebiet oder in einem anderen Bereich, 
z. B. der Berufsethik, nicht ausschließen, die sie zu 
einer größeren Harmonisierung des Zahnarztberufes 
i in der Gemeinschaft führen soll. 

[ Gemäß Artikel 57 Absatz 3 des Vertrages hat der 
I Rat das Europäische Parlament zu hören, bevor er 
I die Richtlinie einstimmig erläßt. 


I 3. l^rülung der Artikel 
' A r t i k I ! 

; D(U' Vergleich der gegenwärtigen Ausbildungsbedin- 
t gungen in den einzelnen Mitgliedstaaten führte zu 
der Schlußfolgerung, daß die Bedingungen für die 
I Berufsausübung koordiniert werden müssen. Bei 
I dieser Koordinierung müssen die Mindestgrund- 
I lagen bestimmt werden, auf die sich die zahnärzt- 
j liehe Ausbildung stützen soll; im übrigen bleibt es 
! dem Ermessen der Mitgliedstaaten überlassen, die 
I Ausbildung nach ihren herkömmlichen Gepflogen- 
heiten zu organisieren. 

: So setzt Artikel 1 die Dauer, die Stundenzahl und 
I das Verzeichnis der wichtigsten Fächer jedes Aus- 
i bildungsprogramms fest, das zur Erlangung der 
zahnärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse und son- 
stigen Befähigungsnachweise führt; die Mitglied- 
Staaten haben sich streng an die in Artikel 1 vor- 
i gesehenen Mindestvoraussetzungen zu halten. 

A r t i k cH 2 

ln diesem Artikel werden die qualitativen Bedin- 
gungen festgesetzt, die jede fachzahnärztliche Aus- 
bildung in einem Mitgliedstaat erfüllen muß. 

; Obgleich nicht in allen Mitgliedstaaten Rechtsvor- 
: Schriften über die fachzahnärztlichen Befähigungs- 
I nachweise bestehen, erwies es sich als notwendig, 
i schon jetzt im Rahmen dieses Artikels solche Vor- 
schriften zu erlassen, um jede Entwicklung auf die- 
sem Gebiet zwischen den Mitgliedstaaten zu koor- 
I dinieren und dafür zu sorgen, daß jede Fachausbil- 
i düng in einem Mitgliedstaat diesen Kriterien 
I entspricht. 

^ Diese Bedingungen betreffen die Zulassung zur 
j Ausbildung, den Ort der Ausbildung, die Art des 
Unterrichts und die Aufsicht, der die Fachausbildung 
i zu unterstehen hat. Bei der Festsetzung dieser Vor- 
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Schriften werden nur Mindestkriterien zugrunde 
gelegt, um den Mitgliedstaaten bei der Anwendung 
dieser Bestimmungen jegliche Freiheit zu lassen. 

Da die Mitgliedstaaten für die Zulassung der Uni- 
versitätskliniken und der ihnen gleichgestellten Ein- 
richtungen, in denen die Fachausbildung erfolgen 
soll, zuständig bleiben, wird ihre Haltung gegen- 
über den außerhalb der Gemeinschaft gelegenen 
Ausbildungsstätten nicht präjudiziert. Die Mitglied- 
Staaten haben nämlich in jedem Einzelfall zu beur- 
teilen, ob die von ihren Staatsangehörigen in einem 
Drittstaat absolvierte Fachausbildung auf Grund der 
in Artikel 2 vorgesehenen Kriterien angerechnet 
werden kann. 

Artikel 3 

Dieser Artikel betrifft den Tätigkeitsbereich des 
Zahnarztes. Hier wurde eine Koordinierung für er- 
forderlich gehalten. An sich hat es zwar den An- 
schein, daß die Annahme eines Mindestausbildungs- 
programms gleichzeitig auch zur Annahme eines 
entsprechenden Tätigkeitsbereiches führen müßte. 
So untrennbar aber Ausbildungs- und Tätigkeits- 
bereich auch miteinander verknüpft sind, so zieht 
in Wirklichkeit doch die Festlegung eines Ausbil- 
dungsprogramms keineswegs zwangsläufig die Ab- 
grenzung eines entsprechenden Tätigkeitsbereiches 
nach sich. Der Fall kann durchaus eintreten, daß ein 
Student eine Ausbildung auf Wissensgebieten be- 
sitzt, ohne dadurch notwendigerweise zur Ausübung 
der entsprechenden Tätigkeiten berechtigt zu sein. 
Die Annahme eines Mindestprogrammms läßt somit 
das Problem des Tätigkeitsbereiches offen; dieser 
kann nach wie vor von Mitgliedstaat zu Mitglied- 
staat verschieden sein. Solche Unterschiede sind für 
die Verwirklichung der Freizügigkeit sehr störend. 
Ein Berufsangehöriger, der in seinem Land zu einem 
sehr weiten Tätigkeitsbereich zugelassen ist, wird 
es mitunter als sehr hinderlich ansehen, daß er im 
Aufnahme Staat nur in einem engeren Tätigkeitsbe- 
reich wirken darf. 


In einigen Mitgliedstaaten wie Deutschland, Luxem- 
burg und den Niederlanden räumt das Gesetz den 
Zahnärzten eine uneingeschränkte Zuständigkeit 
ein, die sich auf dem Gebiete der Zahnheilkunde 
auf alle Zahn-, Mund- und Kiefererkrankungen er- 
streckt, während andere Mitgliedstaaten wie Belgien 
und Frankreich den Tätigkeitsbereich dieser Berufs- 
angehörigen einengen. 

Eine eingehende Untersuchung dieses Problems hat 
gezeigt, daß dort, wo das Gesetz nicht ausdrücklich 
Beschränkungen vorsieht, diese dennoch bestehen, 
sei es, daß sie auf Vorschriften eines öffentlich-recht- 
lichen Berufsverbandes zurückgehen, sei es, daß sie 
vom Berufsethos diktiert werden. 

Unter diesen Umständen erfolgt im Rieht 1 inienvo r- 
schlag die Koordinierung des Tätigkeitsbereiches 
des Zahnarztes durch die Feststellung, daß es sich 
hierbei um Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten 
handelt. Durch den Hinweis auf die Rolle der Stan- 
desregeln auf diesem Gebiet überträgt der Text im 
übrigen den Mitgliedstaaten die Verpflichtung, Ver- 
stöße gegen diese Standesregeln nach ihrem eigenen 
Ermessen zu ahnden. 

Artikel 4 

Dieser Artikel betrifft nur die Berufsangehörigen, 
die ihr Abschlußzeugnis des zahnärztlichen Studiums 
vor Inkrafttreten dieser Richtlinie in einem Mit- 
gliedstaat erworben haben, dessen Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften den in dieser Richtlinie fest- 
gesetzten Mindestausbildungserfordemissen nicht 
entsprachen; in diesem Zusammenhang wurde be- 
schlossen, neben den von dem Heimat- oder Her- 
kunftstaat ausgestellten Ausbildungsnachweisen eine 
Bescheinigung über eine bestimmte, unter Aufsicht 
erworbene praktische Erfahrung als ausreichenden 
Nachweis anzuerkennen. Bei Fachzahnärzten er- 
übrigt sich eine solche Bestimmung, da die Mitglied- 
staaten mit Vorschriften über Absdilußzeugnisse be- 
reits den Bestimmungen von Artikel 2 nachkommen. 


41 



Drucksadie V/4012 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Begründung 


Vorschlag einer Empfehlung des Rates 
über die Einführung der Hochschulausbildung für Zahnärzte in Italien 


Da es in Italien auf dem Gebiet der Zahnheilkunde 
nur Berufsangehörige gibt, die entweder Inhaber 
des Arztdiploms oder des Diploms eines Facharztes 
für Stomatologie sind, bereitet die Zuwanderung 
von Zahnärzten nach Italien, die Staatsangehörige 
der fünf anderen Mitgliedstaaten sind, erhebliche 
Schwierigkeiten; obgleich diese Berufsangehörigen 
eine umfassende ärztliche Ausbildung haben, be- 
sitzen sie nicht die vollständige ärztliche Ausbildung, 
die zur Zeit für die Aufnahme jeder ärztlichen Tätig- 
keit in Italien gefordert wird. 

In Anbetracht der wissenschaftlichen Entwicklung 
der Zahnheilkunde und der Bedürfnisse der Bevöl- 


kerung auf dem Gebiet der Zahnpflege erschien es 
zweckmäßig, Italien zur Einführung dieser Art 
der Ausbildung, die in den fünf anderen Mitglied- 
staaten besteht, aufzufordern. Wenn Italien diese 
Empfehlung annimmt, wird die Freizügigkeit der 
Zahnärzte der fünf Mitgliedstaaten in Italien und 
der italienischen Zahnärzte in den fünf Mitglied- 
staaten erleichtert werden. Mit der Einführung 
dieser Berufsgruppe in Italien kann Artikel 8 der 
Richtlinie über die gegenseitige Anerkennung der 
zahnärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse und son- 
stigen Befähigungsnachweise, der zu diesem Zweck 
Ergänzungsprüfungen vorsieht, aufgehoben werden. 
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Begründung 


Vorschlag einer Empfehlung 

betreffend die Staatsangehörigen des Großherzogtums Luxemburg, die Inhaber 
eines in einem Drittstaat ausgestellten ärztlichen oder zahnärztlichen Diploms sind 


Das Großherzogtum Luxemburg stellt auf dem Ge- 
biet der gegenseitigen Anerkennung der Diplome 
einen Sonderfall dar. Da dieser Mitgliedstaat keine 
Universität besitzt, erwerben die luxemburgischen 
Staatsangehörigen ihre Diplome außerhalb des 
Großherzogtums. Soweit es sich um ärztliche oder 
zahnärztliche Diplome eines Mitgliedstaates han- 
delt, sind die luxemburgischen Staatsangehörigen 
Begünstigte der Richtlinie über die gegenseitige An- 
erkennung der ärztlichen bzw. zahnärztlichen Di- 
plome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise. 

Ein Problem stellt sich jedoch in den Fällen, in 
denen die luxemburgischen Staatsangehörigen ihre 
Diplome in einem Drittstaat erworben haben, da 
sich die Vertragsvorschriften über die gegenseitige 
Anerkennung der Diplome nur auf Diplome der 
Mitgliedstaaten beziehen. 

Es ist nicht möglich, in die Richtlinie über die gegen- 
seitige Anerkennung der Diplome eine Sonder- 
vorschrift aufzunehmen, wonach im Falle luxem- 
burgischer Staatsangehöriger Diplome von Dritt- 
staaten denen der anderen Mitgliedstaaten gleich- 
gestellt würden, zumal durch eine solche Vorschrift 
die Staatsangehörigen der anderen Mitgliedstaaten, 
die ebenfalls Inhaber von Diplomen eines Dritt- 
staates sind, diskriminiert würden. 


Um diese Schwierigkeiten zu beseitigen, werden die 
Mitgliedstaaten in dem vorliegenden Empfehlungs- 
vorschlag gebeten, den luxemburgischen Ärzten und 
Zahnärzten, die die Bedingungen des luxembur- 
gischen Gesetzes vom 5. August 1939 und des Groß- 
herzoglichen Erlasses vom 3. Februar 1940 erfüllen, 
die gleiche Behandlung zuteil werden zu lassen wie 
den Ärzten bzw. Zahnärzten der Mitgliedstaaten. 


Lage der geflüchteten Berufsangehörigen 

Das Problem der Flüchtlinge, das bereits bei der 
Annahme der Allgemeinen Programme geprüft 
wurde, stellt sich mit noch größerer Schärfe bei den 
freien Berufen. Unter den Flüchtlingen gibt es zahl- 
reiche Angehörige freier Berufe, z. B. Ärzte oder 
Zahnärzte. 

Es wird in diesem Zusammenhang vorgeschlagen, 
die Möglichkeit einer Erklärung zu prüfen, die sich 
auf die vom Rat am 25. März 1964 bei Erlaß der 
Verordnung über die Freizügigkeit der Arbeitneh- 
mer innerhalb der Gemeinschaft abgegebene Er- 
klärung stützt^). 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 78 
vom 22. Mai 1964 S. 1225/64 
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Entwurf einer Erklärung des Rates 


Die Richtlinien über die Verwirklichung des Nieder- 
lassungsrechtes für die Tätigkeiten des Arztes ent- 
halten die Koordinierungsvorschriften, die bereits 
jetzt erforderlich erschienen und die daher gemäß 
Artikel 57 Absatz 3 gleichzeitig mit der Beseitigung 
der Beschränkungen zu erlassen waren. 

Das schließt die Notwendigkeit einer weitergehen- 
den Harmonisierung auf diesem Gebiete nicht aus, 
doch könnte diese auch nach der Aufhebung der 
Beschränkungen erfolgen. 

Diese Harmonisierung, die von gemeinsamen Min- 
desterfordernissen ausgehen muß, hat in der Haupt- 
sache die Standesregeln und die Bestimmungen über 
die berufliche Stellung des Arztes im allgemeinen 
zu erfassen. Sie ist eine wesentliche Voraussetzung 
für die Herstellung der Freizügigkeit der Ärzte und 
für das reibungslose Funktionieren der Gemeinschaft 
auf dem Gebiete des Gesundheitswesens. 

Das vorstehend angesprochene Problem geht in 
seinem Umfang über den Personenkreis der Ärzte 
hinaus; es stellt sich für die Gesamtheit der medi- 


zinischen und der pharmazeutischen Berufe und der 
medizinischen Hilfsberufe. 

Eine angemessene Lösung dieses Problems erfor- 
dert die Vervollständigung der gegenwärtig be- 
stehenden Standesregeln; dabei liegt es im Interesse 
der Staaten, des Berufsstandes und vor allen Din- 
gen der Bevölkerung, Bestimmungen über die wirt- 
schaftlich-sozialen und die gemeinschaftlichen Ge- 
sichtspunkte der Gesundheitspolitik zu schaffen, die 
sich in der Mehrzahl der Fälle unmittelbar an die 
Ärzte als Einzelpersonen richten. 

Äls Beispiele lassen sich in diesem Zusammenhang 
anführen: die Ehrfurcht vor dem Leben und vor dem 
Menschen, das Berufsgeheimnis, die Freiheit des 
Patienten in der Wahl seines Ärztes, die Freiheit 
des Ärztes in der Änwendung einer Heilbehand- 
lung, die wirtschaftlichen und die sozialen Gesichts- 
punkte der Gesundheitspolitik und ihr Einfluß auf 
die Ärbeitsbedingungen der Ärzte, die Gestaltung 
des Krankenhauswesens usw. 

Die Kommission wird möglichst bald einen Entwurf 
vorbereiten und dem Rat zur Prüfung vorlegen. 
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